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�Zusammenfassung





Der Verlauf der Regierungskonferenz zur Reform der Europäischen Union war bisher geprägt von Skepsis, Minimalismus und bisweilen auch Mutlosigkeit. Es regierte taktisches Kalkül: Die beteiligten Regierungen haben zunächst abgewartet, wie sich die Dinge – vor allem mit Blick auf die Wahlen in Großbritannien – entwickeln würden. Daher müssen nun im Endspurt der Verhandlungen die Voraussetzungen für ein effektives, transparentes und demokratisch legitimiertes Regieren im neuen und größeren Europa geschaffen werden. 

Dies ist keine leichte Aufgabe, gilt es doch die Steuerbarkeit und die Handlungsfähigkeit einer sich abzeichnenden EU der 26 durch eine Anpassung ihrer Strukturen und Verfahren zu bewahren, ohne die sich die Union zur Unregierbarkeit erweitern würde. Auch das wachsende Mißtrauen der Europäer in die Problemlösungsfähigkeit ihrer Institutionen und die zunehmende Kluft zwischen den Bürgern und der Union – wie sie vor allem die öffentliche Kontroverse im Zuge der Ratifikation des Maastrichter Vertrages aufgezeigt hat – zwingt die EU zu Reformen. Das Spannungsfeld zwischen Erweiterungsdruck und Akzeptanzverlust bestimmt damit die Determinanten einer erfolgreichen Regierungskonferenz:

•	Die Sicherstellung der institutionellen Handlungs- und Erweiterungsfähigkeit erfordert die Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen, die Wahl der Präsidentschaft und die Anpassung der Stimmengewichtung im Rat, die Veränderung der Zusammensetzung der Kommission sowie die Begrenzung der Sitzzahl im Europäischen Parlament.

•	Zur Festigung der demokratischen Absicherung und Legitimation ist die Grundlage für ein demokratisches Zwei-Kammer-System zu legen und die Rolle der nationalen Parlamente zu stärken.

•	Die Erhöhung der Transparenz und Akzeptanz der europäischen Entscheidungsprozesse sollte durch die Fusion der verschiedenen Vertragsgrundlagen, die Reduzierung und Vereinfachung der Entscheidungsverfahren sowie die Präzisierung der Kompetenzabgrenzung erreicht werden.

•	Die äußere wie innere Sicherheit der Union und ihrer Bürger ist durch die Stärkung der Handlungsfähigkeit der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), den Aufbau einer gemeinsamen Verteidigungsdimension sowie eine sektorale Vergemeinschaftung der Innen- und Rechtspolitik zu gewährleisten.

•	Mehr Flexibilität für künftige Integrationsschritte muß durch die Festlegung und Begrenzung von Differenzierungsfeldern, deren prinzipielle Offenheit zur Teilnahme für alle Mitgliedstaaten und die Ermöglichung optimaler Integrationskreise auch ohne Einstimmigkeit geschaffen werden.

Die Analyse der mitgliedstaatlichen Positionen zur Reformagenda deutet aber nicht auf einen durchschlagenden Erfolg der Regierungskonferenz hin. Die Hauptsorge der beteiligten Regierungen dürfte daher die Frage sein, wie sie – im Falle einer auf vertragliche Kosmetik beschränkten Reform – die Beitrittskandidaten und vor allem die Bürger der Union auf ein Minimalergebnis einstimmen können. Da aber die Formelkompromisse und Paketlösungen der Regierungskonferenz erst in allerletzter Minute hinter verschlossenen Türen ausgehandelt werden, bewegen wir uns geradewegs auf ein »Maastricht II« zu. Nur mit dem Unterschied, daß die Bürger Europas und ihre nationalen Parlamente einen solchen Vertrag in den anstehenden Ratifikationsverfahren nicht noch einmal akzeptieren werden, wenn nicht der Weg hin zu einem effizienten, demokratischen und transparenten Europa eingeschlagen wird.

�1.	Die Ausgangslage der Regierungskonferenz



Die weißen Flecken, die der in Dublin vorgestellte und von der niederländischen Ratspräsidentschaft ergänzte Vertragsentwurf zur Reform der EU noch immer aufweist, müssen rasch geschlossen werden, soll die Regierungskonferenz planmäßig im Juni zu einem positiven Abschluß kommen. Davon hängt nicht nur der Erfolg der Regierungskonferenz ab, sondern im Kern die weitere Schrittfolge der Europapolitik in den nächsten Jahren: die beiden großen Projekte der Erweiterung und der Wirtschafts- und Währungsunion ebenso wie die Reform der Agrar- und Strukturpolitik, einschließlich der Neugestaltung des Finanzsystems. Der Zeitplan dazu läßt keinen Spielraum für europapolitischen Leerlauf.

Allerdings kontrastiert der aktuelle Stand der Regierungskonferenz auffällig mit den zeitlichen Vorgaben. Der Ablauf der Konferenz und die Art, wie die Regierungen die Verhandlungen bisher führten, erinnern stark an die zurückliegende Reformrunde von Maastricht – bis hin zu der griffigen, in der Sache aber irreführenden Bezeichnung »Maastricht II«. Ein solcher Ansatz ist aber unter den spezifisch neuen Voraussetzungen dieser Reformrunde nicht erfolgversprechend. Das in der Vergangenheit häufig berechtigte Vertrauen, daß sich mit zunehmendem Reformdruck früher oder später stets eine Kompromißlösung findet, ist kein Erfolgsrezept mehr. Dafür liegen die Positionen der Mitgliedstaaten heute zu weit auseinander, und dafür sind die Verhandlungsmargen angesichts kritisch gestimmter nationaler Öffentlichkeiten zu gering. 

Die Strategie eines europapolitischen Lavierens ist nur solange erfolgreich, wie sich die Akteure einer stabilen, wenn auch diffusen Unterstützung in den Mitgliedstaaten sicher sein können. Seit den Maastrichter Ratifikationserfahrungen ist diese Voraussetzung nicht mehr gegeben. Ebenso stößt seit Maastricht der Versuch an seine Grenzen, unterschiedliche Interessen der Mitgliedstaaten durch entsprechende Variation und Vervielfältigung der europä-ischen Strukturen und Verfahren auszugleichen. Die Fortsetzung einer solchen Strategie würde das Vertrauen der Bürger in die Europapolitik weiter erschüttern. In der Konsequenz bedeutet dies: die Regierungskonferenz muß für die Union eine einfache und nachvollziehbare Konstruktion finden, mit einer deutlichen Reduzierung und Vereinfachung der Entscheidungsverfahren sowie einer einsichtigen, am Subsidiaritätsprinzip orientierten Kompetenzverteilung.

Bei der Regierungskonferenz geht es nicht nur um eine technische Überprüfung oder Fortschreibung des Maastrichter Vertrages. Was ursprünglich als thematisch eng begrenzte Überprüfungskonferenz geplant war, um die in Maastricht offen gebliebenen Fragen zu klären, hat inzwischen eine weitaus tiefere Bedeutung erlangt: Es geht darum, den Bestand der Europäischen Union in der Erweiterung von 15 auf 26 oder mehr Staaten zu sichern, und diesen Prozeß konsensual abzufedern.

Jede Erweiterung bringt eine Diversifizierung und damit eine Erschwerung der Entscheidungsprozesse mit sich. Die besondere Problematik der bevorstehenden Erweiterung wird aber bereits an dem einfachen statistischen Sachverhalt deutlich, daß die EU mit der Erweiterung auf 26 Staaten von ihrer Fläche und Bevölkerungszahl her jeweils etwa um 25 Prozent wächst, von der Anzahl der Staaten her gesehen, aber nahezu um 80 Prozent. Darin liegt eine dreifache Kombination miteinander verbundener Gefahren, nämlich



–	die drohende Entscheidungsunfähigkeit qua zunehmender Heterogenität der Union,

–	die drohende Entscheidungsunfähigkeit qua bloßer Anzahl von Mitgliedstaaten und

–	da fast ausschließlich kleine Mitgliedstaaten beitreten, die Gefahr eines institutionellen Ungleichgewichts zwischen großen und kleinen Staaten.



Die Diskussion um die Osterweiterung der EU gerät vor diesem Hintergrund in eine Schieflage, wenn sie einseitig unter dem Gesichtspunkt der Beitrittsfähigkeit der Kandidatenländer geführt wird. Das Hauptproblem der Osterweiterung liegt vielmehr in der Architektur und der künftigen Substanz der EU selbst. Die mittel- und osteuropäischen Länder suchen in der EU politische Stabilität. Es wäre für West wie Ost verhängnisvoll, wenn die Union ihre eigene Stabilität im Prozeß der Erweiterung verlieren würde. 

Die Inhalte und Ziele der Regierungskonferenz müssen daher – auch im Interesse der Beitrittsländer – stärker mit den tatsächlichen Erfordernissen der Osterweiterung verbunden werden. Für die institutionelle Reform bedeutet dies, daß sie zu einer Effektivierung der Entscheidungsverfahren führen muß, die die Handlungsfähigkeit einer auf 20 oder mehr Staaten erweiterten Union sicherstellt. Hierzu bedarf es vor allem einer stärkeren Anwendung von Mehrheitsentscheidungen, einer Neugewichtung der Stimmen im Rat sowie einer Begrenzung der Sitzzahl in der Kommission und im Europäischen Parlament.

Die Regierungskonferenz muß über die institutionellen Anpassungen an die Osterweiterung hinaus aber auch grundlegende Schritte zur Reform des Gesamtsystems Europäische Union einleiten. Wenn die Regierungskonferenz der politischen Opportunität folgen sollte, nur dort Reformen durchzuführen, wo politische Kompromisse am einfachsten zu erreichen sind, wird sie den künftigen Anforderungen an die Handlungsfähigkeit der EU nicht gerecht. Auch die Bürger können so nicht von Sinn und Notwendigkeit der europäischen Zusammenarbeit überzeugt werden. Ein minimalistischer Ansatz, der zu unzusammenhängenden, nur marginalen oder notdürftigen Reparaturen führt, würde sich kontraproduktiv auf die öffentliche Meinung auswirken. Die von der Regierungskonferenz initiierten Reformschritte müssen statt dessen einem konsistenten, nach außen sichtbaren Programm folgen. 

Aus der beschriebenen Ausgangslage für die Reform der Europäischen Union ergeben sich fünf Kernbereiche für die künftige Entwicklung der europäischen Integration:



–	erstens, die institutionelle Handlungs- und Erweiterungsfähigkeit der Europäischen Union, die vor dem Hintergrund der anstehenden Erweiterung zur integrationspolitischen Überlebensfrage wird,

–	zweitens, die demokratische Absicherung und Legitimation europäischer Politik, die zu einem erheblichen Teil durch demokratische Verfahren erbracht werden muß und eine angemessene Rolle des Europäischen Parlaments im Rechtsetzungsprozeß voraussetzt,

–	drittens, die Transparenz und Akzeptanz der Entscheidungsverfahren, die in Bezug auf das Union-Bürger-Verhältnis und die Zuordbarkeit politischer Verantwortung eine zentrale Rolle spielt,

–	viertens, die Stärkung der Handlungsfähigkeit in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie der Innen- und Justizpolitik, um die äußere wie innere Sicherheit der Europäischen Union und ihrer Bürger gewährleisten zu können und schließlich

–	fünftens, die Flexibilisierung der Zusammenarbeit ohne die Notwendigkeit der Einstimmigkeit, um auch in einer erweiterten Union bei divergierenden Interessen eine Vertiefung der Integration für die Mitgliedstaaten, die dies wollen und können, zu ermöglichen.



An diesen Herausforderungen, die die Revision des Maastrichter Vertrags – dreieinhalb Jahre nach seinem Inkrafttreten – überhaupt erst begründen, wird die Regierungskonferenz zu messen sein. Gegenwärtig fällt jedoch die Zwischenbilanz der Regierungskonferenz recht mager aus. In keiner der zentralen Fragen ist bislang eine konkrete Lösung in Sicht – die heiklen Themen werden vielmehr in die Schlußphase der Regierungskonferenz vertagt. Es bleibt abzuwarten, ob der dadurch entstandene Zeitdruck eine konstruktive Wirkung entfalten kann, oder ob eine Minimalreform die Folge sein wird.

�2.	Was die Regierungskonferenz leisten muß



2.1	Die institutionelle Handlungs- und Erweiterungsfähigkeit sicherstellen



Die anstehenden Erweiterungsrunden auf mehr als 20 Mitgliedstaaten machen vor allem eine Anpassung des institutionellen Rahmens der gemeinsamen Entscheidungsfindung nötig. Dies um so mehr, als die derzeitigen Organe und Verfahren der Europäischen Union immer noch den kaum veränderten Regeln der Institutionen entsprechen, die für die Europäischen Gemeinschaften mit sechs Mitgliedstaaten geschaffen wurden.



Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat

Das Einstimmigkeitsprinzip, das derzeit für eine Vielzahl von Entscheidungen des Ministerrates gilt, gibt jedem Mitgliedstaat den gleichen Einfluß auf die Entscheidung und jedem für sich die Möglichkeit, alle Entscheidungen zu blockieren. Mit einer Ausweitung der Mehrheitsentscheidung wäre hingegen tendenziell eine größere Proportionalität in der Entscheidungsmacht verbunden, weil bei Beschlüssen mit qualifizierter Mehrheit die Bevölkerungsgröße zumindest grob über die Stimmengewichtung eingeht. Der hauptsächliche Reformdruck in Richtung Ausweitung der Mehrheitsentscheidung resultiert aber aus der Gefahr der Entscheidungsunfähigkeit eines Rates, in dem 26 Mitgliedstaaten zu einem einstimmigen Ergebnis kommen sollen.

Das Einstimmigkeitserfordernis führt bereits heute nicht nur regelmäßig zu Nichtentscheidungen im Rat, sondern in viel größerem Umfang dazu, daß nur als konsensfähig erachtete Vorschläge überhaupt in den Rat eingebracht werden. Statt daß es zu einem politischen Wettbewerb um die Sachfrage kommt, an dessen Ende sich eine Mehrheitsfraktion mit den besseren Argumenten durchsetzt, werden viele Vorschläge aufgrund der hohen Hürde der Einstimmigkeitsvoraussetzung erst gar nicht unterbreitet. Im Vergleich zur formellen Abstimmungsblockade im Rat liegt deshalb in der Nichtbehandlung einer Vorlage bzw. in der Aufweichung ursprünglicher Positionen der Kommission durch Kompromisse, das weitaus größere »Blockadepotential« der Einstimmigkeit. Diese Tendenz, daß nicht die Sachorientierung, sondern die wahrgenommene Konsensfähigkeit zum ausschlaggebenden Kriterium der Entscheidung wird, wird nach einer Erweiterung des Rates noch erheblich zunehmen.

Ausgehend von der Überlegung, daß grundsätzlich alle Entscheidungen des Rates mehrheitlich gefaßt werden sollten, dies aber aufgrund politischer Erwägungen oder finanzieller Auswirkungen nicht realistisch ist, müssen Einschränkungen des Mehrheitsprinzips durch Festlegung von Ausnahmen im Bereich der ersten Säule der EU bestimmt werden. Die Aufstellung einer »Negativ-Liste« sollte es auch den bisher skeptisch eingestellten Mitgliedstaaten erleichtern, einer Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen zuzustimmen.

Demnach sollten alle primärrechtlichen Veränderungen weiterhin der Einstimmigkeit unterliegen, da die für alle Mitgliedstaaten gültigen Vertragsgrundlagen nicht gegen den Willen eines Vertragspartners geändert werden dürfen. Für steuerliche und finanzwirksame Maßnahmen sollte immer dann die Einstimmigkeit beibehalten werden, wenn ein einvernehmlich festzulegender Finanzrahmen überschritten und damit die Beitragsleistungen der Mitgliedstaaten substantiell betroffen wären. Zudem ist ein Schutzmechanismus für jene Bereiche notwendig, die maßgeblich in die nationale oder auch regionale Identität der Mitgliedstaaten (z.B. Kultur, Medien, Bildung) eingreifen. In diesen Fällen sollte je nach Reichweite der Maßnahme die Einstimmigkeit beibehalten oder zumindest eine Art aufschiebende Vetoposition nach dem Vorbild der Vereinbarung von Ioannina in Betracht gezogen werden. 



Wahl der Präsidentschaft im Rat

Die Ratspräsidentschaft der Europäischen Union ist ein weiteres Beispiel für die notwendige Reform im Zuge der bevorstehenden Erweiterungen. Das gegenwärtige Rotationsprinzip ist für eine Union von 26 Staaten nicht mehr praktikabel. Schon heute sind Zweifel an der Rationalität dieses Systems berechtigt. So war eine Reihe der zurückliegenden Präsidentschaften durch innenpolitische Wahlkämpfe belastet oder konnte aufgrund innenpolitischer Krisen ihre volle Führungsverantwortung nicht wahrnehmen. Die Präsidentschaft sollte deshalb einem rationaleren und steuerbaren Verfahren unterzogen werden, das dennoch dem Grundsatz der prinzipiellen Gleichheit – und zwar im Sinne einer Gleichberechtigung – aller Mitgliedstaaten gerecht wird. Die einzige Form, die Präsidentschaft zu bestimmen, die diese Bedingungen erfüllt, ist die demokratische Wahl durch die Mitgliedstaaten. 

Eine Präsidentschaft, die in einer erweiterten Union nach dem heutigen Verfahren jedes Land nur alle 13 1/2 Jahre ausüben könnte, würde keinerlei politische Motivation bei den Regierungen auslösen, weil den meisten Regierungschefs bewußt sein müßte, daß eine Präsidentschaft in ihrer Amtszeit nahezu ausgeschlossen ist. Im Gegensatz dazu würde eine Wahlpräsidentschaft selbst dann noch den politischen Wettbewerb um dieses Amt beleben, wenn man die Amtszeit aus Kontinuitätsgründen auf ein Jahr erhöhen würde. Jedem Mitgliedstaat wäre nach dieser Amtszeit die prinzipielle Chance neu eröffnet, zum Präsidenten gewählt zu werden.

Mit einer Wahl könnte auch verhindert werden, daß Staaten die Präsidentschaft übernehmen, in denen voraussehbar nationale Wahlen anstehen, die gerade politische oder wirtschaftliche Krisen durchmachen oder die als Neulinge erst vor kurzem der Union beigetreten sind. Hingegen ist kein Grund auszumachen, warum es auch unter der Bedingung einer Wahl in der Präsidentschaftsausübung nicht zu einer ausgewogenen Mischung zwischen großen und kleinen Ländern kommen sollte. Der Umstand, daß in den letzten Jahren die weitaus erfolgreicheren Präsidentschaften von kleinen und mittleren Ländern wahrgenommen wurden, zeigt, daß bisweilen vorgetragene Befürchtungen, kleinere Länder wären nicht zu effektiven Präsidentschaften in der Lage, nicht zutreffen.



Anpassung der Stimmengewichtung im Rat

Bei der Erweiterung um neun kleine und zwei mittelgroße Staaten führt kein Weg an einer neuen Stimmengewichtung im Rat vorbei. Denn für die erweiterte Union muß eine neue Balance zwischen den Mitgliedstaaten gefunden werden, die die prinzipielle Gleichrangigkeit der Mitgliedstaaten mit ihrer Unterschiedlichkeit in Größe und Wirtschaftskraft in eine neue, konsensfähige Relation setzt. Die in den Grundzügen für die Sechser-Gemeinschaft mit drei großen und drei kleinen Staaten konzipierte Verteilung – kann in einer Union mit vier großen und 22 kleinen bis mittelgroßen Mitgliedstaaten nicht funktionieren.

Darüber hinaus müssen positive Gestaltungsmehrheiten erleichtert werden, um die Handlungsfähigkeit der Union auf einem akzeptablen Niveau zu halten. Mit der Fortführung der heutigen Stimmenverteilung würde diese Fähigkeit immer schwieriger zu realisieren sein. Bereits das jetzige System läßt Verhinderungskoalitionen wesentlich einfacher zustande kommen als Gestaltungsmehrheiten. So hat ein großer Mitgliedstaat bei qualifizierten Abstimmungen (und einer Sperrminorität von 26 Stimmen) in der Nein-Position ein Stimmengewicht von fast 40 Prozent, in der Ja-Position aber nur von knapp 16 Prozent. Um diesem Ungleichgewicht entgegenzuwirken, ist die Anwendung eines degressiv-proportionalen Systems der Stimmgewichtung notwendig. (Einen detaillierten Vorschlag hierzu haben Josef Janning und Christian Deubner vorgelegt, in: integration 3/96, S. 146 ff.).



Veränderung der Zusammensetzung der Europäischen Kommission

Für die Kommission einer stark erweiterten Union ist ein Repräsentationssystem, das jedem Mitgliedstaat mindestens einen Kommissar zubilligt, nicht mehr hinnehmbar, da die daraus folgende Größe der Kommission die Arbeitsfähigkeit und eine rationale Aufgabenverteilung nicht mehr gewährleisten kann. Als Beispiel dafür mag dienen, daß derzeit bereits vier Kommissare mehr oder weniger direkt in die Außenbeziehungen der EU involviert sind. Es wäre daher sinnvoll, sich auf die ursprüngliche Aufgabe und das Wesen der Kommission zurückzubesinnen und sie als eine von den Mitgliedstaaten unabhängige Institution von nationalen Quoten der Zusammensetzung zu lösen. Nach dem EG-Vertrag sind die Kommissare weisungsungebunden und vertreten als Kollektivorgan alleine das Gemeinschaftswohl. Es gibt daher keinen Grund, warum die Kommissare von den Mitgliedsregierungen als »ihre Vertreter« in der Kommission entsandt werden müßten. 

Mit dem Wegfall dieser Praxis wäre eine aufgabenorientierte Zusammensetzung der Kommission nach dem Ressortprinzip möglich und dies würde bedeuten, daß sich die Anzahl der Kommissare nach den notwendigen und sinnvollen Arbeitsbereichen richten würde – und nicht umgekehrt. Dem Präsidenten der Kommission müßte eine Ausweitung seiner Befugnisse vor allem bei der Auswahl der Kommissare zugestanden werden. Der politischen Vernunft des Kommissionspräsidenten bliebe es dann überlassen, die politische und regionale Ausbalancierung der Ämterverteilung vorzunehmen. Da er bei seiner Kandidatenauswahl sowohl auf die Zustimmung im Europäischen Rat als auch im Europäischen Parlament angewiesen ist, dürfte sich über die Zeit und quasi automatisch eine ausgewogene innergemeinschaftliche Repräsentationsverteilung ergeben.



Begrenzung der Sitzzahl im Europäischen Parlaments

Aufgrund einer deutlichen Überrepräsentation der kleinen Staaten im Europäischen Parlament ist auf europäischer Ebene das demokratische Grunderfordernis der gleichen Wahl nicht verwirklicht. Ein vorrangiges Ziele der Reform im Bereich des Europäischen Parlaments sollte daher darin bestehen, das Prinzip »one man – one vote« durch eine deutlich proportionalere Verteilung der Sitze zu stärken. Dabei ist klar, daß eine strikt proportionale Verteilung aus politischen Gründen kaum durchsetzbar ist und aufgrund eines durchaus gewollten »Minderheitenschutzes« auch nicht angestrebt werden muß.

Ferner sollte die Sitzzahl des Parlaments auch im Vollzug der Erweiterung begrenzt und damit das Europäische Parlament von seiner Größe her als Arbeitsparlament erhalten bleiben. Auf die Frage, ab welcher Größe die Arbeitsfähigkeit eines Parlaments gerade noch oder gerade nicht mehr gegeben ist, gibt es keine allgemeingültige Antwort. Für die weiteren Überlegungen kann aber – in Übereinstimmung mit der Meinung des Europäischen Parlaments selbst – mit einiger Plausibilität davon ausgegangen werden, daß das Europäische Parlament auch mit der Erweiterung nicht sehr viel größer werden sollte, als es heute schon ist. Dies würde bedeuten, daß es möglichst deutlich unter 700, auf keinen Fall jedoch mehr als 700 Sitze haben sollte.





2.2	Die demokratischen Absicherung und Legitimation festigen



Schaffung der Grundlagen für ein demokratisches Zwei-Kammer-System

Die Regierungskonferenz muß zu einer Verbesserung der demokratischen Legitimation der Europäischen Union beitragen, da das vielzitierte Demokratiedefizit ein wichtiger Faktor für die sinkende Akzeptanz der gemeinsamen Entscheidungsfindung ist. Der zentrale Ansatzpunkt hierzu liegt in der konsequenten Weiterentwicklung der EU zu einem Zwei-Kammer-System, in dem das Europäische Parlament und der Rat der Union die beiden gleichberechtigten Kammern bilden. Dazu ist eine Ausweitung der Kontrollrechte gegenüber Kommission und Rat, die Wahl des Kommissionspräsidenten, die Schaffung eines Initiativrechts und die Gleichstellung mit dem Rat in der Rechtsetzung als Regelfall zu gewähren.

Sollte sich aber das Ziel, das Parlament zu einem gleichberechtigten Partner in der Rechtsetzung zu machen, auf der Regierungskonferenz als nicht konsensfähig erweisen, muß zumindest eine deutliche Ausweitung derjenigen Bereiche erfolgen, für die das Mitentscheidungsverfahren gilt. Dieses Verfahren, das gegenwärtig noch die größte Mitwirkung des Parlaments bei der Gesetzgebung ermöglicht, ist dann auf mittlere Sicht zu einem Verfahren der gleichberechtigten Beteiligung an der europäischen Rechtsetzung weiterzuentwickeln.

�Stärkung der  Rolle der nationalen Parlamente

Die Hauptaufgabe der nationalen Parlamente muß auch künftig darin liegen, die Europapolitik ihrer jeweiligen Regierung und damit insbesondere das Handeln der jeweiligen nationalen Vertreter im Rat zu kontrollieren. Wenn das deutsche Bundesverfassungsgericht davon ausgeht, daß die Hauptlast der demokratischen Legitimation nach wie vor von den Mitgliedstaaten ausgeht, dann hebt dies in erster Linie auf diese Art der demokratischen Kontrolle ab.

Es müssen allerdings die Voraussetzungen geschaffen werden, daß eine effektive Kontrolle durch die nationalen Parlamente im jeweiligen nationalen Rahmen möglich ist. Und dazu gehört vor allem eine Verbesserung der Information und der beratenden Einbindung der nationalen Parlamente. Die regelmäßigen Treffen nationaler Parlamentarier aus den jeweiligen Europa-Ausschüssen mit Abgeordneten des Europäischen Parlaments im Rahmen der sogenannten COSAC-Konferenzen bilden hierfür den bislang vielversprechendsten Ansatz. Er sollte durch ein Verfahren weiterentwickelt werden, das dem COSAC eine frühzeitige Stellungnahme zu europäischen Vorhaben ermöglicht.





2.3	Durch Transparenz die Akzeptanz erhöhen



Fusion der verschiedenen Vertragsgrundlagen

Die verschachtelte Struktur der EU in drei separate Rechtsgemeinschaften (EG, EGKS, Euratom) und drei unterschiedliche Kooperationsbereiche (Säulen) mit zahlreichen Zusatzprotokollen, ist weder dem Bürger verständlich zu machen, noch kann damit eine effiziente Politik verwirklicht werden. Die Fusion der verschiedenen Vertragsgrundlagen ist daher ebenso notwendig, wie deren sprachliche Vereinfachung und die Zusammenführung der »Gemeinschaft« und der »Union« unter einer Bezeichnung.



Reduzierung der Entscheidungsverfahren

Einer nachvollziehbaren Rechtsetzung stehen des weiteren die inzwischen über zwanzig unterschiedlichen Entscheidungsverfahren entgegen. Diese müssen daher in ihrer Anzahl deutlich reduziert und effektiver organisiert werden. Damit die politische Verantwortung zugeordnet werden kann, sollte für den überwiegenden Teil der Gemeinschaftsrechtsetzung ein einheitliches, am Mitentscheidungsverfahren ausgerichtetes Verfahren gelten.



Präzisierung der Kompetenzabgrenzung

Doch nicht nur die Entscheidungsverfahren, auch die der EU zugewiesenen Kompetenzbereiche müssen transparent gestaltet werden. Die Regierungskonferenz muß deutliche Schritte hin zu einer klaren Kompetenzordnung ermöglichen. Die Union braucht insbesondere einen Kompetenzkatalog, der die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen EU und den Mitgliedstaaten systematisch abbildet und die politischen Verantwortlichkeiten eindeutig aufzeigt. Da die allgemeinen Aufgabenzuweisungen der Verträge meist sektorübergreifend und im Ergebnis wie Generalermächtigungen wirken, haben sie in der Vergangenheit zu einer undurchsichtigen, wildwüchsigen Kompetenzverteilung geführt. Anstelle der funktionalen Aufgabenzuweisung sollten daher die vertraglichen Grundlagen auf eine direkte und konkrete Zuweisung der Zuständigkeiten ausgerichtet werden.

�2.4	Die äußere und innere Sicherheit gewährleisten



Erhöhung der Handlungsfähigkeit in der Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

Die Krisen in der unmittelbaren Nachbarschaft der EU – wie jüngst in Albanien – machen deutlich, daß auch in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik eine verstärkte Zusammenarbeit notwendig ist. Um die Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik handlungsfähiger zu machen, bedarf es eines Ausbaus der Mehrheitsentscheidung im Rat und der Einführung einer »positiven Enthaltung«. Danach könnte auch dann gemeinsam gehandelt werden, wenn sich einzelne Mitglieder an bestimmten Aktionen zwar nicht aktiv beteiligen, diese aber auch nicht behindern wollen. Für Durchführungsentscheidungen und Maßnahmen, die die rein technische Umsetzung betreffen, sollten in jedem Fall qualifizierte Mehrheiten ausreichen.



Aufbau einer gemeinsamen Verteidigungsdimension

Eine Stärkung des konzeptionellen Potentials der GASP ist eine wichtige Voraussetzung für schnelleres gemeinsames Handeln und die Annäherung der außenpolitischen Perzeptionen der Mitgliedstaaten. Mit der Einrichtung einer europäischen außenpolitischen Informations- und Planungseinheit kann die Basis hierfür geschaffen werden. Der Planungsstab sollte beim Rat angesiedelt sein, aber auch hohe Beamte der Kommission und der Westeuropäischen Union (WEU) umfassen. Die WEU ist darüber hinaus – wie durch den Maastrichter Vertrag bereits vorgesehen – zur verteidigungspolitischen Komponente der EU auszubauen und mit der dafür notwendigen Infrastruktur auszustatten. 



Vergemeinschaftung der Innen- und Rechtspolitik

Ebenso wie die Stärkung der GASP gehört die Gewährleistung der inneren Sicherheit zu den Kernaufgaben der Europäischen Union, da die Mitgliedstaaten heute nicht mehr in der Lage sind, die damit verbundenen Probleme alleine zu lösen. So können die mit der Freizügigkeit und dem Binnenmarkt verbundenen Auswirkungen auf die innere Sicherheit nur europäisch aufgefangen werden. Teile der Innen- und Justizpolitik – darunter vor allem die Kontrolle der Außengrenzen, grenzüberschreitende Kriminalitätsbekämpfung und die Abstimmung der Asyl-, Visa- und Einwanderungspolitik – müssen deshalb vergemeinschaftet werden. Das heißt, diese Politiken müssen aus dem intergouvernemental organisierten dritten Pfeiler herausgelöst und in den ersten Pfeiler übertragen werden, damit die mit Mehrheit zu entscheidenden Verfahren der ersten Säule zur Anwendung kommen können.





2.5	Mehr Flexibilität für künftige Integrationsschritte ermöglichen



Es ist mehr als fraglich, ob sich die EU-Mitgliedstaaten auf der Regierungskonferenz in den genannten Kernbereichen auf eine Übertragung von Politiken aus der zweiten und dritten Säule der Union und der damit verbundenen Anwendung der Gemeinschaftsverfahren verständigen können. Wie sollen zwischen den gegensätzlichen Leitbildern einer von den Briten favorisierten intergouvernementalen »Partnerschaft der Nationen«, einer in der französischen Tradition stehenden funktionalen »Gemeinschaft der Nationen« und eines am Modell Deutschlands ausgerichteten föderalen »Staatenverbundes« die notwendigen Kompromisse gefunden werden? 

Daher ist eine Integrationsmethode erforderlich, die auch dann Handlungsfähigkeit gewährleisten kann, wenn sich nicht alle Mitgliedstaaten an bestimmten Integrationszielen beteiligen wollen. Mit der Zahl der Mitglieder wird zudem die Heterogenität der Interessen noch zunehmen. Neue Verteilungskonflikte, Auseinandersetzungen um die Durchsetzung konkurrierender politischer Modelle sowie eine tendenzielle Schwächung der Entscheidungsfähigkeit würden unter den jetzigen Bedingungen die Folge sein. Die Vorstellung ist illusorisch, man könne in einer Union von mehr als 20 Staaten die heutige institutionelle und politische Geschlossenheit beibehalten. Je größer und je heterogener also der Raum der Integration, desto notwendiger wird ein Konzept der Differenzierung.

Differenzierung ist in der Europäischen Union keine grundsätzlich neue Alternative, sondern bereits praktizierte Realität. Die Geschichte der Integration ist immer schon durch Differenzierungsprozesse begleitet gewesen. Die häufig zitierten Beispiele Sozialprotokoll des Maastrichter Vertrages, der außerhalb des EU-Vertrages angesiedelte Schengen-Prozeß und zuletzt die projektierte Wirtschafts- und Währungsunion belegen dies.

Differenzierung wird auch künftig im Zuge der europäischen Integration stattfinden: durch Erweiterung, durch widersprüchliche Erwartungen an die EU und durch unterschiedliche Integrationsbereitschaft der Mitgliedstaaten. Es ist deshalb nicht die Frage, ob man sich für Differenzierung entscheidet oder dagegen, sondern allenfalls, ob man sich entscheidet, sie aktiv zu gestalten oder sich von ihr überrollen zu lassen. Die wildwüchsige Fortsetzung einer Politik, einzelnen Mitgliedstaaten immer dann Ausnahmen zuzugestehen, wenn diese die Zustimmung zu einem Gesamtkompromiß verweigern, muß auf Dauer zwangsläufig zu einem »Europa à la carte« führen. Differenzierung sollte daher konstruktiv gestaltet und der bislang mehr oder minder schleichende Prozeß in produktive Bahnen gelenkt werden. Hierzu sind einige klar umrissene Regeln festzulegen, die in Form eines Protokolls in den neuen Vertrag eingefügt werden sollten:



Festlegung und Begrenzung der Differenzierungsfelder

Damit Differenzierungen in einem kontrollierbaren Rahmen ablaufen, sollten sie nicht ad hoc von Fall zu Fall, sondern nur in vorher festgelegten Bereichen vorgenommen werden. Dies spricht gegen eine Beschränkung auf eine allgemeine Flexibilitätsklausel, die die Gegenstandsbereiche der Flexibilisierung offenlassen müßte, und für eine Ergänzung um spezifizierte Klauseln in den jeweiligen Politikfeldern, die zur Flexibilisierung geöffnet werden sollen, wie sie auch im niederländischen Addendum zum irischen Reformentwurf vom April 1997 vorgeschlagen werden. Ergänzend zur Festlegung der Differenzierungsfelder, sollten auch diejenigen Bereiche identifiziert und benannt werden, die einer Flexibilisierung von vornherein entzogen bleiben sollen. Diese Art der »negativen Flexibilität« ist insbesondere für Bereiche notwendig, die – wie etwa der Binnenmarkt – für die Rechtseinheit der Union unerläßlich sind.



Prinzipielle Offenheit und Beachtung des »Mehrwert-Prinzips«

Differenzierungen dürfen keinen willkürlichen Ausschlußcharakter haben. Alle für eine Differenzierung vorgesehenen Politikfelder müssen daher für sämtliche Mitgliedstaaten offen sein, die willens und in der Lage sind, an einer weitergehenden Integration mitzuwirken. Nach dem »Mehrwert-Prinzip« darf eine Differenzierung nur zum »opting-in« in weiterführende Integrationsinitiativen genutzt werden, nicht aber zum »opting-out« aus bereits vereinbarten Vertragszielen oder zur Unterschreitung des Status quo.



Schaffung optimaler Integrationskreise

Differenzierte Integration nach diesen Regeln zielt also auf ein »opting-in« leistungsbereiter Mitgliedstaaten, um auf die spezifischen Anforderungen vertiefter Integration ausgerichtete Strukturen zu schaffen und dazu den jeweils maximalen oder optimalen Kreis von Mitgliedstaaten zu gewinnen. Die Differenzierung beschränkt sich damit nicht auf einen Kern, der alle Integrationsbereiche gleichzeitig vertieft, sondern läßt mehrere Kerne mit unterschiedlicher Mitgliedschaft zu. Dies bedeutet, daß die Räume der Politischen Union, der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, der Wirtschafts- und Währungsunion sowie des Binnenmarktes künftig nicht mehr deckungsgleich sein müssen, sondern durchaus unterschiedliche Mitgliedstaaten umfassen können.

�Differenzierung auch ohne Einstimmigkeit

Im Unterschied zu früheren Ansätzen (abgestufte Integration, Europa unterschiedlicher Geschwindigkeiten) setzt das Konzept der differenzierten Integration aber nicht unbedingt einen einheitlichen Vertragsrahmen und ein verbindliches Zeitgerüst voraus. Vor allem wendet es sich gegen die Vorstellung, daß eine Flexibilisierung, die nur mit Zustimmung aller Mitgliedstaaten auf den Weg gebracht werden kann, grundlegende Blockaden gegen eine Vertiefung der Integration zu überwinden hilft. Eine Differenzierung, die über die bisher vorhandenen Möglichkeiten einer abgestuften Integration hinausgeht, wird ja gerade dann notwendig, wenn keine Einigung zu erzielen ist. Daher muß die Differenzierung ohne Einstimmigkeit oder – falls notwendig – außerhalb der bestehenden Verträge und Institutionen erfolgen, um eine Effektivierung der Zusammenarbeit zu ermöglichen.

Es muß aber betont werden, daß die Differenzierung nicht als Allheilmittel verstanden werden darf, sondern nur für klar abgegrenzte Politikbereiche eine praktikable Vertiefungsmethode ist, da sie sonst durch eine Zerfaserung der gemeinsamen Entscheidungsfindung ihre eigentliche Zielsetzung – das Fortschreiten der Integration – gefährden würde.





3.	Zum Stand der Reformdebatte



Die vor dem Hintergrund der anstehenden Erweiterungsrunden so dringende Reform der institutionellen Strukturen wurde bisher zwar intensiv diskutiert, konkrete Beschlüsse werden aber wohl erst in den letzten Tagen der Regierungskonferenz gefaßt. Seit dem Regierungswechsel in Großbritannien scheint zumindest eine begrenzte Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat für die erste Säule der Union in greifbare Nähe gerückt. In Bezug auf die zweite und dritte Säule ist aber nicht mit einer grundsätzlichen Einigung auf das Mehrheitsprinzip zu rechnen. Daher wird wohl die Implementierung alternativer Verfahrensweisen notwendig. Hier kommen vor allem die Möglichkeit einer »positiven Enthaltung« oder Lösungen im Rahmen des Konzepts der differenzierten Integration in Betracht, um das Einstimmigkeitsprinzip zu durchbrechen.

Gegen eine Änderung der Ratspräsidentschaft und des gegenwärtigen Rotationspinzips stellen sich vor allem die kleineren Mitgliedstaaten, da sie um die Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten als Charakteristikum der Arbeit im Rat fürchten. Die großen Mitgliedstaaten sowie Dänemark plädieren jedoch für eine Wahl der Präsidentschaft und eine Verlängerung der Amtszeit. Durch die Wahl eines Präsidiums mit mehreren Mitgliedern könnte dann sowohl eine Beteiligung der kleinen Mitgliedstaaten bei gleichzeitiger Präsenz jeweils mindestens eines großen Mitgliedstaates gewährleistet werden.

Für eine Anpassung der Stimmgewichtung an die Größe der Mitgliedstaaten findet sich derzeit keine Mehrheit – die Bruchstelle geht auch hier entlang der Größe der Mitgliedstaaten. Als Alternative zur neuen Stimmengewichtung wird die Einführung einer doppelten oder »superqualifizierten» Mehrheit diskutiert, die aber grundsätzlich keinen größeren Spielraum zur Erreichung positiver Gestaltungsmehrheiten eröffnet.

Auch durch eine Reduzierung der Anzahl der Kommissare fürchten besonders die kleinen Mitgliedstaaten ihren direkten Zugriff auf Informationen über die aktuelle Entwicklung und die künftigen Initiativen der Kommission zu verlieren. Eine auf Effektivität ausgerichtete Eingrenzung der Aufgabengebiete läßt sich daher wohl nur durch die Aufrechterhaltung des entsprechenden Informationszugangs erreichen. Die Schaffung eines Systems aus Senior- und Juniorkommissaren – vergleichbar der Unterscheidung von Ministern und Staatssekretären – stellt hierfür auf dieser Regierungskonferenz wohl den einzig gangbaren Kompromiß zwischen notwendiger Effektivitätssteigerung und unumgänglicher Wahrung nationaler Interessen dar.

Schwierig gestaltet sich auch die Reform der Struktur und der Wahl des Europäischen Parlaments. Während bei den Mitgliedstaaten eine Begrenzung der Anzahl der Sitze im Europäischen Parlament auf einen breiten Konsens stößt, ist weder in Bezug auf ein einheitliches Wahlverfahren und weniger noch auf das Prinzip der Wahlgleichheit eine Einigung in Sicht. 

Zur Festigung der demokratischen Legitimation und Bürgernähe der europäischen Institutionen ist die stärkere Einbeziehung des Europäischen Parlaments in die europäischen Entscheidungsprozesse nötig. Nachdem sich aber unter anderem Frankreich gegen eine Ausweitung der Befugnisse und eine Mehrzahl von Staaten gegen die Gewährung eines Initiativrechts für das Europäische Parlament wendet, dürfte das Ergebnis von Amsterdam kaum zu einem Ausbau der Grundlagen für ein demokratisches Zwei-Kammer-System führen. 

Eher schon kommt es zu einer stärkeren Beteiligung der nationalen Parlamente. Denn die Mehrzahl der Mitgliedstaaten befürwortet einen verbesserten Informationsfluß zwischen den europäischen Institutionen und den nationalen Parlamenten. Einige Mitgliedstaaten fordern sogar eine institutionalisierte Einbindung der nationalen Parlamente in die Entscheidungsprozesse der Europäischen Union. Da ein Ausbau der legislativen Einflußmöglichkeiten der nationalen Parlamente aber das Anliegen nach einer Stärkung des Europäischen Parlamentes unterläuft und eine zusätzliche Gesetzgebungsinstanz auch der Effektivität und Transparenz von Entscheidungsstrukturen entgegensteht, muß jeder Form der Errichtung einer »dritten Kammer« eine deutliche Absage erteilt werden.

Für die Erhöhung von Transparenz und Akzeptanz kann bisher kein deutlicher Reformwille konstatiert werden. Sowohl Frankreich als auch Großbritannien wenden sich gegen eine Auflösung der Drei-Säulen-Struktur, die eine kohärente Konsolidierung und Fusion der Verträge in einem Text nach sich ziehen würde. Auf lange Sicht bleibt aber die Erarbeitung eines systematischen Verfassungsentwurfs eine der wichtigsten Anforderungen an die Europäische Union, damit deren institutionelle Struktur, die ihr anvertrauten Kompetenzen und die zur Umsetzung vorhandenen Entscheidungsverfahren zumindest in den Grundzügen jedem Bürger der Union verständlich werden.

Auch für die Einführung eines klaren Kompetenzkataloges im Zuge einer Zusammenführung der diversen Vertragsteile findet sich dementsprechend keine Mehrheit. Vor einer klaren Aufgabenzuordnung scheuen sich viele Mitgliedstaaten, da diese Form der Enumeration von Kompetenzen im EU-Vertrag einen großen Schritt auf dem Weg zu einer Verfassung Europas bedeuten würde Zur Präzisierung der Kompetenzabgrenzung wird daher eine Konkretisierung des Subsidiaritätsprinzips in Form eines Protokolls zum EU-Vertrag diskutiert. Durch eine Begründungsklausel bei Initiativen der Kommission, einen jährlichen Bericht über das Funktionieren bzw. die Errichtung eines zusätzlichen Gremiums aus Vertretern der nationalen Parlamente als Wächter über die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips soll eine Abgrenzung in Kompetenzfragen erfolgen. Da das Subsidiaritätsprinzip aber sowohl als Instrument der Kompetenzübertragung, als auch als Instrument der Kompetenzrückführung auf die nationale Ebene interpretiert wird, kann es im Gegensatz zu einem Kompetenzkatalog wenig helfen, eine justiziable und für den Bürger nachvollziehbare Kompetenzverteilung vorzunehmen..

Zumindest was die Vereinfachung der Prozeduren und ihre Reduktion auf die Verfahren der Mitentscheidung, der Zustimmung und der Konsultation sowie eines Haushaltsverfahrens betrifft, scheint sich eine breite Mehrheit von Mitgliedstaaten zu finden, so daß eine langjährige Forderung zur Erhöhung der Transparenz der europäischen Entscheidungsprozesse in Amsterdam politisch umgesetzt werden kann.

Die in der Regierungskonferenz diskutierten Vorschläge zur Gewährleistung der inneren und äußeren Sicherheit weisen auf eine Mischung aus intergouvernementaler Zusammenarbeit und supranationalem Krisenmanagement hin. Auch wenn die Vergemeinschaftung der GASP unter Einführung von Mehrheitsentscheidungen wohl nur auf längere Sicht umzusetzen ist, scheint sowohl durch die Einführung einer »positiven Enthaltung« als auch im operativen Bereich durch die Errichtung einer Informations- und Planungseinheit eine Verbesserung der Handlungsfähigkeit in der GASP auf dem Gipfel von Amsterdam möglich. Darüber hinaus dürfte vor allem eine Verstärkung der Zusammenarbeit bei den Petersberg-Aufgaben (Konfliktverhütung, Krisenmanagement, humanitäre Aufgaben) im Rahmen der GASP in Verbindung mit der WEU konsensfähig sein. Diese Kooperation bedeutet allerdings keine rasche Fusion von EU und WEU, gegen die insbesondere Großbritannien, aber auch eine Reihe traditionell neutraler Staaten erhebliche Bedenken haben.

Gegen eine – auch nur sektorale – Vergemeinschaftung der Innen- und Rechtspolitik haben sich bisher vor allem Großbritannien und Dänemark ausgesprochen. Durch die Wahlen in Großbritannien ist aber nun Bewegung in die Verhandlungen gekommen. Die neue britische Regierung hat sich bereit erklärt, über eine Einbindung des Schengener Abkommens in die Gemeinschaftsverträge zu verhandeln, solange Großbritannien und Irland aufgrund ihrer Insellage eine Ausnahmestellung – z.B. durch ein Opting-out – bei der Beibehaltung der Grenzkontrollen gewährt wird. Dadurch könnte sich auch die Chance eröffnen, zumindest in der von einer breiten Mehrheit von Mitgliedstaaten geforderte Harmonisierung der Asyl-, Visa- und Einwanderungspolitik einen kleinen Schritt weiter zu kommen.

Die Ermöglichung einer flexibleren Integration durch die Einführung einer Generalklausel mit spezifischen Klauseln für jede der drei Säulen des EU-Vertrages befürworten prinzipiell alle Mitgliedstaaten. Allerdings werden wohl einige Mitgliedstaaten darauf bestehen, eine Flexibilisierung nur mit Einstimmigkeit zuzulassen. Eine Flexibilitätsklausel, die eine Vertiefung der Integration aber nur unter den Vorzeichen der Einstimmigkeit ermöglicht, scheint wenig geeignet, um das vorhandene Blockadepotential einer jeweils unterschiedlichen Gruppe von Staaten gegenüber jeweils unterschiedlichen Vertiefungsbereichen aufzulösen. Denn dann könnte die Einstimmigkeitsregel eine Differenzierung in den vertraglich festgelegten Flexibilisierungsfeldern verhindern, so daß auch wieder eine Vertiefung außerhalb der bestehenden Verträge gesucht werden muß.





4.	Die Erfolgsaussichten der Regierungskonferenz



Angesichts der restriktiven Haltung Großbritanniens, konnten die Erfolgsaussichten bis Ende April 1997 nicht sehr optimistisch eingeschätzt werden. Es bleibt abzuwarten, ob sich ein Teil der Probleme tatsächlich gelöst hat, nachdem es bei den britischen Wahlen am 1. Mai 1997 zu einem Regierungswechsel gekommen ist. Die europapolitischen Grundpositionen der Labour-Party unterschieden sich während des Wahlkampfes – mit Ausnahme der Frage des Sozialprotokolls – lediglich in Marginalien. Allerdings hat die neue britische Regierung eine »konstruktive Haltung« in der Europa-Politik versprochen und angekündigt, daß die Briten nun den ihnen »zustehenden Platz unter den großen drei der Europäischen Union« einnehmen werden. Eine damit verbundene Verbesserung des Verhandlungsklimas könnte vielleicht ausreichen, um einige wichtige Reformvorhaben und vor allem eine Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen über die Hürde der Einstimmigkeit zu heben.

Andererseits darf man nicht aus den Augen verlieren, daß die lange Zeit starre Haltung Großbritanniens und die damit verbundenen Auseinandersetzungen auch die vielen anderen Konflikte und Meinungsverschiedenheiten – die zumindest latent zwischen den anderen Mitgliedstaaten bestehen – überlagert haben. Vor dem Hintergrund dieser Ausgangslage wird klar, was die Regierungskonferenz nicht wird leisten können, obwohl dies mit Blick auf die Zukunftsfähigkeit der EU am dringlichsten erscheint: nämlich unter den Mitgliedstaaten einen Konsens über das Ziel und die Methode des europäischen Integrationsprozesses herzustellen. Zu unterschiedlich sind hierfür die Ziel- und Ordnungsvorstellungen der Mitgliedstaaten und zu erfolgreich war die EU in der Vergangenheit gerade mit dem Offenhalten der Finalität der Integration und der Vielfalt der Instrumente.

Obwohl bereits der Maastrichter Vertrag die Grenzen dieser Strategie deutlich aufgezeigt hat, wird die EU auch aus dieser Regierungskonferenz als eine Mixtur supranationaler und intergouvernementaler Elemente hervorgehen. Die Mitgliedstaaten werden in den Bereichen, in denen eine Verständigung auf gemeinsame Grundziele nicht möglich ist, weiter auf eine pragmatische Entwicklung setzen. Doch der Handlungsspielraum einer solchen Strategie wird von Mal zu Mal geringer. Für die Regierungskonferenz ist es daher wichtig, daß zumindest die allgemeine Richtung stimmt: Dies bedeutet mit Blick auf die Finalität der Union eine Präzisierung des Zielbildes, das nur in einem föderalen, demokratischen Gemeinwesen unterhalb der Schwelle eines Bundesstaates liegen kann; und mit Blick auf die Integrationsmethode, einen schrittweisen Übergang zu supranationalen Entscheidungen, in den Kooperationsbereichen, in denen sich der intergouvernementale Ansatz der Maastrichter Drei-Säulen-Konstruktion nicht bewährt hat. 

Für den Fall, daß die Regierungskonferenz unter den Mitgliedstaaten für diese Ziele und die damit verbundene Ausstattung der EU keinen Konsens herstellen kann, muß der Ausweg für die künftige Entwicklung zwangsläufig über eine Differenzierung gesucht werden. Sollte auch diese Möglichkeit an der Blockade einzelner Mitgliedstaaten scheitern, müssen Integrationsformen erwogen werden, die außerhalb der bisherigen Rechtsgrundlagen angesiedelt sind und alleine auf dem Konsens derjenigen Mitgliedstaaten beruhen, die daran teilnehmen wollen.

Die Anforderungen an die Regierungskonferenz sind klar umrissen: Sie muß die Voraussetzungen für effektives, transparentes und demokratisch legitimiertes Regieren im integrierten Gesamteuropa schaffen. Es gilt, Europa zukunftsfähig zu machen. Doch die bisherigen Ansätze zur Gestaltung des Wandels setzen allzusehr auf ein Fortschreiben des Status quo – der große Sprung ist nicht zu erwarten. Es bleibt aber zu hoffen, daß die Staats- und Regierungschefs zumindest einen Schritt in die richtige Richtung setzen, damit Europa langfristig die künftigen Herausforderungen aktiv gestalten kann. Die wiederholten Anspielungen mancher Politiker auf ein mögliches »Maastricht III« zielen somit in der Sache auf die tatsächliche Lage ab: die Notwendigkeit einer weiteren Regierungskonferenz.
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� III. Die Positionen der EU-Mitgliedstaaten

in der Regierungskonferenz

zusammengestellt von Sascha Meinert (Stand: Mitte Mai 1997)





1.	Die institutionelle Handlungs- und Erweiterungsfähigkeit ausbauen

	Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat

	Wahl der Präsidentschaft im Rat

	Anpassung der Stimmengewichtung im Rat

	Zusammensetzung der Europäischen Kommission

	Begrenzung der Sitzzahl im Europäischen Parlaments



2.	Die demokratische Absicherung und Legitimation festigen

	Schaffung der Grundlagen für ein demokratisches Zwei-Kammern-System

	Stärkung der  Rolle der nationalen Parlamente



3.	Durch Transparenz die Akzeptanz erhöhen

	Fusion der verschiedenen Vertragsgrundlagen

	Reduzierung und Vereinfachung der Entscheidungsverfahren

	Präzisierung der Kompetenzabgrenzung



4.	Die innere und äußere Sicherheit gewährleisten

	Vergemeinschaftung der Innen- und Rechtspolitik

	Erhöhung der Handlungsfähigkeit in der GASP

	Aufbau einer gemeinsamen Verteidigungsdimension



5.	Mehr Flexibilität für künftige Integrationsschritte ermöglichen

	Differenzierung der europäischen Integration

�1.	Die institutionelle Handlungs- und Erweiterungsfähigkeit ausbauen



�Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen im Rat��B�Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen, v.a. in den Bereichen, in denen das Mitentscheidungsverfahren Anwendung findet

Einstimmigkeit nur für Entscheidungen von konstitutionellem Charakter

��DK�Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen 

��D�Anwendung von Mehrheitsentscheidungen bei gemeinschaftlicher Gesetzgebung als Regel, Einstimmigkeit nur noch in klar definierten Ausnahmen

Einführung doppelter Mehrheiten

��SF�Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen

Keine »superqualifizierten« Mehrheiten (Benachteiligung kleiner Mitgliedstaaten)

��F�Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen bei neuer Stimmgewichtung im Rat

Beibehaltung des Vetorechts in Bereichen von herausragendem »nationalen Interesse«

Beibehaltung der Einstimmigkeit bei institutionellen und steuerlichen Fragen

��GR�Ablehnung neuer Befugnisse oder Funktionen für den Rat

Weitgehende Beibehaltung der Einstimmigkeit, v.a. bei primärrechtlichen Fragen

��GB�Weitgehende Beibehaltung der Einstimmigkeit in der 2. und 3. Säule, sowie Steuern und Finanzen; Mehrheit bei Betrugsbekämpfung, Umwelt- und Forschungspolitik sowie strukturpolitische Maßnahmen möglich (neue Position Blair-Regierung; Major-Position: keine Ausweitung)

��IRL�Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen im Rat

��I�Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen bei gesetzgeberischen Maßnahmen

»Superqualifizierte« Mehrheiten könnten in Bereichen sinnvoll sein, in denen gegenwärtig Einstimmigkeit erforderlich ist

��L�Qualifizierte Mehrheitsentscheidungen als Regel

Einstimmigkeit nur in wenigen Bereichen, wie Vertragsänderungen, Unionsbürgerschaft, Beitritte, Steuern und Eigenmittel der EU

��NL�Qualifizierte Mehrheitsentscheidungen als Regel

Einstimmigkeit bei Vertragsänderungen, Eigenmittel der EU, Beitritt und Assoziierung von Drittstaaten sowie Sprachenfragen

��A�Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen

Beibehaltung der Einstimmigkeit in den Bereichen Finanzen, Verteidigung und Umwelt

��P�Beibehaltung der Einstimmigkeit in »sehr empfindlichen« Bereichen (z.B. Vertragsänderungen, Eigenmittel, Strukturfonds, fiskalische Fragen, Sprachenfrage) 

Einführung »superqualifizierter« Mehrheiten in bestimmten Bereichen

��S�Keine »superqualifizierten« Mehrheiten (Benachteiligung kleiner Mitgliedstaaten)

��ES�Qualifizierte Mehrheitsentscheidungen als Regel

Beibehaltung der Einstimmigkeit als Ausnahme (Vertragsänderung, Eigenmittel, Strukturfonds, Umwelt, Beitritt, Abkommen mit Drittstaaten sowie Sprachenfragen)

���

�Wahl der Präsidentschaft im Rat��B�Beibehaltung des gegenwärtigen Rotationsprinzips, bei Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten

��DK�Verlängerung der Amtszeit des Ratspräsidenten und dessen Wahl aus der Mitte des Rates oder Bildung von »Präsidentschaftsgruppen« aus mehreren Ländern und mit Amtszeit von 12 bis 18 Monaten

��D�Schaffung einer Wahlpräsidentschaft (Präsidium aus Vorsitz und zwei Vertretern, Wahl aus der Mitte des Rates; es muß immer mindestens einer der großen Mitgliedstaaten vertreten sein)

��SF�Beibehaltung des gegenwärtigen Rotationsprinzips, bei Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten

��F�Verlängerung der Ratspräsidentschaft auf zwei bis drei Jahre

Vorschlag, die Ratspräsidentschaft (ähnlich dem UN-Sicherheitsrats-Modell) den fünf »großen« Mitgliedstaaten vorzubehalten mit einer jeweiligen Amtsperiode von zweieinhalb Jahren 

��GR�Beibehaltung des gegenwärtigen Rotationsprinzips, bei Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten

Keine Team-Präsidentschaften

��GB�Befürwortung der Bildung von Teams, z.B. ein großer und 2 bzw. 3 kleine Mitgliedstaaten, die den Vorsitz für »ein Jahr oder länger« innehaben (Position Major-Regierung; Blair-Position noch offen)

��IRL�Beibehaltung des gegenwärtigen Rotationsprinzips, bei Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten

Skeptisch gegenüber der Einführung einer Team-Präsidentschaft

��I�Zwei- oder dreijährige Präsidentschaft, die von Rat und Europäischem Parlament gewählt bzw. bestätigt wird.

Daneben kann der alle sechs Monate rotierende Vorsitz als Vize-Präsidentschaft beibehalten werden

��L�Beibehaltung des gegenwärtigen Rotationsprinzips, bei Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten

��NL�Bereitschaft, die Präsidentschaft in einem Team zusammenzufassen (Vorsitzland und zwei »Stellvertreter-Länder«) bei gleichzeitiger Verlängerung der Amtszeit auf ein Jahr

��A�Beibehaltung des gegenwärtigen Rotationsprinzips, bei Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten

Verstärkung der Kooperation der Troika

��P�Beibehaltung des gegenwärtigen Rotationsprinzips, bei Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten

��S�Beibehaltung des gegenwärtigen Rotationsprinzips, bei Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten

��ES�Beibehaltung des gegenwärtigen Rotationsprinzips, bei Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten

��

�

�Anpassung der Stimmengewichtung im Rat��B�Bereitschaft zu einer Neugewichtung der Stimmen im Rat, jedoch Ablehnung doppelter Mehrheiten

Keine Verlängerung des Kompromisses von Ioannina

��DK�Beibehaltung der Stimmgewichte im Rat (bei Erweiterungen bestehende Gewichtung extrapolieren)

Bereitschaft ein System doppelter Mehrheiten zu akzeptieren

��D�Stärkere Ausrichtung der Stimmgewichtung im Rat an den Bevölkerungszahlen

Einführung doppelter Mehrheiten

��SF�Ablehnend gegenüber einer neuen Gewichtung der Stimmen im Rat

Keine »superqualifizierten« Mehrheiten, da diese die kleinen Mitgliedstaaten benachteiligen würden

��F�Neue Gewichtung der Stimmen im Rat nach demographischen und wirtschaftlichen Kriterien

Einführung doppelter Mehrheiten

��GR�Keine neue Gewichtung der Stimmen im Rat (lediglich technische Anpassungen bei Erweiterung)

Wahrung der Interessen der kleinen Mitgliedstaaten

��GB�Anpassung der Stimmgewichte bei Erweiterung dringend nötig, da fehlende Sperrminorität der großen Mitgliedstaaten »undemokratisch« ist (Position Blair-Regierung; ähnlich bereits Major-Regierung)

��IRL�Beibehaltung der bevorzugten Stimmgewichtung der kleinen Mitgliedstaaten im Rat als grundlegendes Charakteristikum der EU

Ablehnende Haltung gegenüber doppelter Mehrheiten

��I�Neue Gewichtung der Stimmen im Rat

Einführung doppelter Mehrheiten

»Superqualifizierte Mehrheiten« in den Bereichen, in denen gegenwärtig Einstimmigkeit erforderlich ist

��L�Ablehnend gegenüber einer neuen Gewichtung der Stimmen im Rat (die Überrepräsentanz der kleinen Mitgliedstaaten ist grundlegendes Charakteristikum der EU)

��NL�Offen gegenüber der Einführung doppelter Mehrheiten

Keine Verlängerung des Kompromisses von Ioannina

��A�Ablehnend gegenüber einer neuen Gewichtung der Stimmen im Rat

Verhandlungsbereitschaft, wenn nach der Erweiterung die qualifizierte Mehrheit im Rat nur eine Minderheit der EU-Bevölkerung repräsentieren sollte

Keine Herabsetzung der Sperrminorität

��P�Beibehaltung der gegenwärtigen Stimmengewichtung im Rat

Keine doppelten Mehrheiten im Rat

��S�Ablehnend gegenüber einer neuen Gewichtung der Stimmen im Rat

Keine »superqualifizierten« Mehrheiten, da diese die kleinen Mitgliedstaaten benachteiligen

��ES�Angleichung der Stimmengewichtung in Richtung der Bevölkerungszahlen

Strikte Ablehnung einer einfachen Extrapolierung der gegenwärtigen Gewichtung bei Erweiterungen

Im Fall unzureichender Ergebnisse der IGC soll Kompromiß von Ioannina beibehalten werden

��

�

�Zusammensetzung der Kommission ��B�Ein Kommissar für jeden Mitgliedstaat

��DK�Mindestens ein Kommissar für jeden Mitgliedstaat

��D�Reduzierung der Anzahl der Kommissionsmitglieder

Es muß nicht jedes Land in der Kommission vertreten sein (insb. nach Erweiterung)

��SF�Keine Verringerung der Kommissionsmitglieder

��F�Reduzierung der Anzahl der Kommissionsmitglieder auf zehn bis zwölf

Es muß nicht jedes Land in der Kommission vertreten sein (insb. nach Erweiterung)

��GR�Ein Kommissar für jeden Mitgliedstaat

Wahl des Präsidenten der Kommission durch das Europäische Parlament auf der Grundlage einer vom Europäischen Rat vorgelegten Auswahlliste

Ausweitung der Befugnisse des Kommissionspräsidenten bei der Auswahl der Kommissare

��GB�Ein Kommissar für große und Rotation der kleinen Mitgliedstaaten bzw. Schaffung eines 2-stufigen Systems, mit stimmberechtigten und nicht-stimmberechtigten Mitgliedern (Position Major-Regierung)

Begrenzung sinnvoll, aber Interessen der kleinen Mitgliedstaaten berücksichtigen (Blair-Regierung)

��IRL�Mindestens ein Vollmitglied in der Kommission für jeden Mitgliedstaat

��I�Nicht weniger Kommissare als Mitgliedstaaten, Möglichkeit den zweiten Kommissar der großen Mitgliedstaaten in einen »junior commissioner« umzuwandeln

��L�Jeder Mitgliedsstaat soll in jeder Institution vertreten sein, darum muß jeder Mitgliedstaat auch künftig ein vollwertiges Kommissionsmitglied stellen

��NL�Mindestens ein Kommissar für jeden Mitgliedstaat

��A�Mindestens ein Kommissar für jeden Mitgliedstaat

Wahl des Präsidenten der Kommission durch das Europäische Parlament auf der Grundlage einer vom Europäischen Rat vorgelegten Auswahlliste

��P�Mindestens ein Kommissar für jeden Mitgliedstaat

Wahl des Präsidenten der Kommission durch das Europäische Parlament auf der Grundlage einer vom Europäischen Rat vorgelegten Auswahlliste

��S�Keine Reduzierung der EU-Kommissare

��ES�Reduzierung der Anzahl der EU-Kommissare (bzw. Schaffung eines Systems aus Senior- und Juniorkommissaren - vergleichbar der Unterscheidung von Ministern und Staatssekretären)

��

�

�Begrenzung der Sitzzahl im Europäischen Parlament��B�Grundsatz der »progressiven Proportionalität«

��DK�Begrenzung der Zahl der Europaabgeordneten auf max. 750

��D�Einheitliches Wahlverfahren (Sitzverteilung nach dem Verhältniswahlsystem, landesweite oder regionale Listen, Sperrklausel zwischen drei und fünf Prozent)

Schrittweise Verwirklichung der Wahlgleichheit bei Zuerkennung einer Mindestzahl von Abgeordneten für die kleinsten Mitgliedstaaten

Obergrenze von etwa 700 Abgeordneten 

��SF�Beibehaltung der überproportionalen Vertretung kleinerer Mitgliedstaaten im Europäischen Parlament

��F�Einheitliches Wahlverfahren (nach dem Mehrheitswahlprinzip)

Begrenzung der Anzahl der Sitze (keine Extrapolation des gegenwärtigen Systems bei Erweiterungen)

��GR�Einheitliches Wahlverfahren

Anzahl der Sitze muß eine befriedigende Repräsentation aller Mitgliedstaaten gewährleisten

��GB�Beibehaltung des differenzierten Wahlverfahrens (Position Major; Blair-Position noch offen)

��IRL�Überrepräsentation der kleineren Staaten kein Problem, da keine homogene Interessensgruppe

��I�Einheitliches Wahlverfahren

Obergrenze der Abgeordneten zwischen 650 und 700

��L�–��NL�Unabhängig von der festzusetzenden Höchstzahl an Abgeordneten (es wird die vom EP vorgeschlagene Zahl von 700 Abgeordneten unterstützt) muß den kleinsten EU-Mitgliedstaaten eine bestimmte (überproportionale) Vertretung im Europäischen Parlament zugestanden werden

��A�Beibehaltung der bestehenden Proportionalität bei der Sitzverteilung

��P�Beibehaltung der überproportionalen Vertretung kleinerer Mitgliedstaaten im Europäischen Parlament 

Obergrenze von 700 Abgeordneten

��S�–��ES�Verringerung des proportionalen Ungleichgewichts zwischen den großen und den kleinen Mitgliedstaaten bezüglich der Mandatszahl

Obergrenze von 700 Abgeordneten

��

�2. Die demokratische Absicherung und Legitimation festigen



�Schaffung der Grundlagen für ein demokratisches Zwei-Kammer-System��B�Anwendung des Mitentscheidungsverfahrens, wenn Rat mit qualifizierter Mehrheit entscheidet

Ausbau der Kontrollmöglichkeiten des Europäischen Parlaments

Einbeziehung des Europäischen Paraments bei Kompetenzerweiterung über Art. 235 EGV

Keine Ausweitung des Initiativrechts auf das Europäische Parlament

��DK�Ersetzung des Kooperationsverfahrens durch das Mitentscheidungsverfahren

��D�Gleichberechtigung von Rat und Parlament im legislativen Bereich als Regelfall

Ausbau der parlamentarischen Kontroll- und Gesetzgebungsfunktion des Europäischen Parlaments

��SF�Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens auf alle Bereiche des Kooperationsverfahrens

Gegen die Möglichkeit des Europäischen Parlaments, einzelne Kommissionsmitglieder zu entlassen

Keine Ausweitung des Initiativrechts auf das Europäische Parlament

��F�Keine Ausweitung der Befugnisse des Europäischen Parlaments

Keine Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens (insb. nicht auf die Gemeinsame Agrarpolitik) 

Gegen Gleichberechtigung zwischen Europäischen Parlament und Rat beim Mitentscheidungsverfahren

��GR�Anwendung des Zustimmungsverfahrens bei Vertragsänderungen, Aufnahme neuer Staaten in die EU, Eigenmittel der EU und Verfahren nach Art 235 EGV

Ausweitung der Kontrollmöglichkeiten gegenüber Kommission und Rat

Wahl des Kommissionspräsidenten durch EP auf Vorschlag des Europäischen Rates

Keine Ausweitung des Initiativrechts auf das Europäische Parlament

��GB�Keine Ausweitung des Mitentscheidungsverfahren; keine neuen Befugnisse für das Europäische Parlament (Position Major-Regierung; Blair-Position noch offen)

��IRL�Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens

��I�Ausweitung der Kompetenzen des Europäischen Parlamentes im legislativen Bereich

Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens

��L�Mitentscheidungsverfahren für die Bereiche, in denen der Rat mit qualifizierter Mehrheit entscheidet

Keine Ausweitung des Initiativrechts auf das Europäische Parlament

��NL�Anwendung des Mitentscheidungsverfahrens, wenn Rat mit qualifizierter Mehrheit entscheidet

Verstärkung der Rechenschaftspflicht der Kommission gegenüber dem Europäischen Parlament

Möglichkeit der Entlassung einzelner Kommissare durch individuellen Mißtrauensantrag

Keine Ausweitung des Initiativrechts auf das Europäische Parlament

��A�Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens auf alle Bereiche der Sozialpolitik und der Umweltpolitik 

Wahl des Kommissionspräsidenten durch das EP auf Vorschlag des Europäischen Rates

Ausweitung des Zustimmungs- oder Mitentscheidungsverfahrens auf Anwendung des Art. 235 EGV

��P�Anwendung des Mitentscheidungsverfahrens, wenn Rat mit qualifizierter Mehrheit entscheidet

Keine individuellen Mißtrauensanträge bezüglich einzelner Kommissionsmitglieder

Wahl des Kommissionspräsidenten durch das EP auf Vorschlag des Europäischen Rates

Keine Ausweitung des Initiativrechts auf das Europäische Parlament

��S�Keine Ausweitung des Initiativrechts auf das Europäische Parlament

��ES�Anwendung des Mitentscheidungsverfahrens in Bereichen, in denen der Rat mit qualifizierter Mehrheit entscheidet und in denen das Kooperationsverfahren gilt 

Intensivere Kontrolle der Kommission durch das EP würde demokratische Legitimation erhöhen

Gegenwärtige Einbeziehung des EP bei der Ernennung der Kommission ist ausreichend

Keine Ausweitung des Initiativrechts auf das Europäische Parlament

��



�Beteiligung der nationalen Parlamente��B�Keine institutionelle Verstärkung der Beteiligung der nationalen Parlamente (schwächt Rolle des EP)

��DK�Verbesserter Informationsfluß zwischen den Institutionen der EU und den nationalen Parlamenten

Keine zusätzliche institutionalisierte Einbeziehung der nationalen Parlamente

Einführung einer Regelung, nach der die Kommission systematisch Weiß- und Grünbücher erarbeitet, um die Parlamente der Mitgliedstaaten vor wichtigen Gesetzesvorlagen zu konsultieren

��D�Die nationalen Parlamente sollen sich darauf beschränken, die Regierungsarbeit im Rat zu kontrollieren (weitergehende Rolle würde Anliegen der Stärkung des EP unterlaufen)

��SF�–��F�Stärkere Einbeziehung der nationalen Parlamente bei EU-Entscheidungsverfahren

Schaffung eines Gremiums der nationalen Parlamente zur Überwachung des Subsidiaritätsprinzips

��GR�Verbesserung der Kontakte zwischen nationalen Parlamenten und den EU-Organen

Keine institutionalisierte Einbeziehung der nationalen Parlamente in den EU-Entscheidungsprozeß

��GB�Stärkung der legislativen Einflußmöglichkeiten der nationalen Parlamente; Aufnahme der Beteiligung in den Vertrag (Position Major-Regierung; Blair-Position noch offen)

��IRL�Beteiligung der nationalen Parlamente darf die Rolle des EP nicht beschneiden

Beteiligung der nationalen Parlamente darf nicht zu Lasten der Effizienz gehen

��I�Ausbau der Kontrolle der Regierungen und der Kontakte zum EP

Keine »dritte Kammer« aus Abgeordneten der nationalen Parlamente

Klare Abgrenzung der Kompetenzfelder zwischen dem EP und den nationalen Parlamenten

��L�Konsequentere Einbeziehung der nationalen Parlamente durch Koordination und Information

Keine »dritte Kammer« aus Abgeordneten der nationalen Parlamente

��NL�Demokratiedefizit der EU soll eher auf europäischer als auf nationaler Ebene gelöst werden

Formelle Erweiterung der Kompetenzen der nationalen Parlamente ist nicht notwendig

��A�Keine zusätzliche institutionalisierte Einbeziehung der nationalen Parlamente

��P�Stärkere Einbeziehung der nationalen Parlamente, z.B. konsultative Anhörung, Erweiterung der COSAC auf die Bereiche der 2. und 3. Säule

��S�Keine Institutionalisierung der Beteiligung der nationalen Parlamente am EU-Entscheidungsprozeß

��ES�Verbesserter Informationsfluß zwischen den Institutionen der EU und den nationalen Parlamenten 

Verpflichtung der Kommission Stellungnahmen der nationalen Parlamente einzuholen

Hauptaufgabe der nationalen Parlamente bezüglich der EU-Entscheidungsprozesse sollte sich weiterhin auf die Kontrolle der Arbeit ihrer Regierungen im Rat beschränken

��

�3. Durch Transparenz die Akzeptanz verbessern





�Fusion der Vertragsgrundlagen��B�–��GR�Veraltete Regelungen aus den Verträgen streichen und fortlaufende Numerierung der Artikel

��D�     –��SF�–��F�Beibehaltung der Drei-Säulen-Struktur des Vertrages

��GR�Konsolidierung der Verträge in einem einzigen Text

��GB�Beibehaltung der Drei-Säulen-Struktur des Vertrages (Position Major; Blair-Position noch offen)

��IRL�–��I�Erarbeitung eines Verfassungsvertrages

��L�–��NL�–��A�–��P�Übertragung der Struktur nationaler Gewaltentrennung auf EU ist weder möglich noch wünschenswert

��S�–��ES�Abschaffung der Säulenarchitektur und Schaffung einer kohärenteren Struktur der EU

Basistext mit verfassungsähnlichem Charakter bzw. Konsolidierung in einem einzigen Text

��





�Reduzierung und Vereinfachung der Entscheidungsverfahren��B�Reduzierung der Entscheidungsverfahren auf drei (Mitentscheidung, Zustimmung, Konsultation)

Einführung einer Normenhierarchie (gemeinschaftlicher Rahmengesetzgebung, ergänzt durch nationale Rechtsvorschriften)

��DK�Vereinfachung der Entscheidungsverfahren

��D�Reduzierung der Entscheidungsverfahren auf drei (Mitentscheidung, Zustimmung, Konsultation) plus Haushaltsverfahren

��SF�Vereinfachung der Entscheidungsverfahren 

Abschaffung des Kooperationsverfahrens prüfen

Verkürzung der zulässigen Verfahrensdauer

Ablehnung einer Normenhierarchie

��F�Gesetzgebungsverfahren vereinfachen unter Beibehaltung des gegenwärtigen Gleichgewichts der Kräfte

��GR�Reduzierung der Entscheidungsverfahren auf drei (Mitentscheidung, Zustimmung, Konsultation)

Streichung der dritten Lesung beim Mitentscheidungsverfahren

��GB�Reduzierung der Zahl der Entscheidungen auf EU-Ebene – ggf. Rückführung auf die nationale Ebene (Position Major-Regierung; Blair-Position noch offen)

��IRL�Reduzierung der Entscheidungsverfahren

��I�Reduzierung der Entscheidungsverfahren auf drei (Mitentscheidung, Zustimmung, Konsultation)

Streichung der dritten Lesung beim Mitentscheidungsverfahren

Einführung einer Normenhierarchie mit drei Ebenen:

     1. Konstitutionelles Recht, das vom Rat beschlossen und durch nationale Parlamenten ratifiziert wird

     2. EU-Gesetzgebung, die durch Ratsmehrheit und Europäisches Parlament verabschiedet wird

     3. Verordnungen, die vom Rat oder der Kommission erlassen werden

��L�Reduzierung der Entscheidungsverfahren auf drei (Mitentscheidung, Zustimmung, Konsultation)

Vereinfachung des Mitentscheidungsverfahrens

��NL�Reduzierung der Entscheidungsverfahren auf drei (Mitentscheidung, Zustimmung, Konsultation)

Vereinfachung des Mitentscheidungsverfahrens

��A�Vereinfachung der Beteiligung des Europäischen Parlamentes am Entscheidungsprozeß

Reduzierung der Entscheidungsverfahren auf drei (Mitentscheidung, Zustimmung, Konsultation)

��P�Streichung des Kooperationsverfahrens und Vereinfachung des Mitentscheidungsverfahrens

Vereinfachung des Mitentscheidungsverfahrens

Streichung des Verfahrens der Zusammenarbeit

��S�Reduzierung, Vereinfachung und Beschleunigung der Entscheidungsverfahren

��ES�Reduzierung der Entscheidungsverfahren auf drei (Mitentscheidung, Zustimmung, Konsultation)

��





�Präzisierung der Kompetenzabgrenzung��B�Subsidiaritätsprinzip nicht umformulieren

Innerstaatliche Aufteilung der Kompetenzen darf nicht dem EuGH unterstellt werden

Keine detaillierte Enumerierung der Kompetenzen der Gemeinschaft

Beibehaltung der Kompetenzermächtigung nach Art. 235 EGV

��DK�Ausweitung und Konkretisierung des Subsidiaritätsprinzips

Explizite Trennung der Zuständigkeitsbereiche der EU von denen der Mitgliedstaaten

Schaffung einer justiziablen Definition des »Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes«

��D�Konkretisierung des Subsidiaritätsprinzips über ein Protokoll zum Vertrag

Anwendung des Subsidiaritätsprinzips auch für die bereits bestehende Rechtsvorschriften und Gemeinschaftskompetenzen (ggf. Rückverlagerung von Kompetenzen)

Klarere Abgrenzung der Kompetenzen zwischen Mitgliedstaaten und EU

��SF�Auch bestehende Rechtsvorschriften sollen anhand des Subsidiaritätsprinzips überprüft und gegebenenfalls aufgehoben werden

��F�Konkretisierung des Subsidiaritätsprinzips 

»Hoher Parlamentarischer Rat« aus Vertretern der nationalen Parlamente als Subsidiaritäts-Wächter

��GR�Subsidiaritätsprinzip muß in engem Zusammenhang zur Solidarität interpretiert werden

Beibehaltung der Kompetenzermächtigung nach Art. 235 EGV

��GB�Stärkung der Subsidiarität durch Aufnahme von Richtlinien zur Funktionsweise; Anwendung des Subsidiaritätsprinzips bei der Auslegung des EG-Rechts (Position Major; Blair-Position noch offen)

��IRL�Subsidiaritätsprinzip darf nicht dazu führen, der supranationalen Ebene Kompetenzen zu entziehen

Präzisierung des Subsidiaritätsprinzips durch ein Protokoll zum neuen Vertrag

Initiativen der Kommission müssen unter dem Aspekt der Subsidiarität begründet werden

Jährlicher Bericht der Kommission über das Funktionieren des Subsidiaritätsprinzips

��I�Konkretisierung des Subsidiaritätsprinzips dahingehend, daß nicht nur auf Unionsebene sondern auch innerhalb der Mitgliedstaaten ein Übermaß an Vorschriften vermieden werden kann

Keine Notwendigkeit für einen Kompetenzkatalog

��L�Verstärkte Anwendung des Subsidiaritätsprinzips, wofür aber keine Vertragsänderung notwendig ist

��NL�Vertragliche Begründungsklausel für Gesetzesinitiativen der Kommission, welche die Kriterien Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit, Kosten-Nutzen-Relation und Durchsetzbarkeit enthält

Rechtlich verbindlicher Status für die »Subsidiaritätserklärung« von Edinburgh

��A�Konkretisierung des Subsidiaritätsprinzips (Bezug zur regionalen und lokalen Ebene einfügen)

Subsidiaritätsprinzip ist keine Methode zur Rücknahme bereits erreichter Integrationsschritte

Beibehaltung der Kompetenzermächtigung nach Art. 235 EGV

��P�Kein Kompetenzkatalog, da ein solcher die Integrationsdynamik lähmen würde und zudem gegenwärtig sowieso keine Einigung über dessen Inhalt zu erzielen wäre

��S�Kein Bedarf, das Subsidiaritätsprinzip über das bisherige Maß hinaus in den Vertrag aufzunehmen 

Subsidiaritätsprinzip soll föderaler Ausgestaltung der EU entgegenwirken

��ES�Subsidiaritätsprinzip nicht für Bereiche der ausschließlichen Kompetenzen der EU anwenden

Kein Kompetenzkatalog

Beibehaltung der Kompetenzermächtigung nach Art. 235 EGV

��

�4. Die innere und äußere Sicherheit gewährleisten



�Erhöhung der Handlungsfähigkeit in der GASP��B�Schrittweise Vergemeinschaftung der GASP

Mehrheitsentscheidungen ausweiten

��DK�Beibehaltung des intergouvernementalen Charakters der GASP

Vetorecht in Fragen von »vitalem nationalen Interesse« und Möglichkeit zum »opting out«

��D�Weitgehende Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen

Einstimmigkeit auf wenige Bereiche reduzieren, z.B. auf den Einsatz operativer Mittel

��SF�Beibehaltung des intergouvernementalen Charakters der GASP

Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen bei Umsetzung grundsätzlicher Entscheidungen

Einstimmigkeit in Fragen von »vitalem nationalen Interesse«

��F�Beibehaltung des intergouvernementalen Charakters der GASP

Einstimmigkeit bei Grundsatzentscheidungen, Mehrheitsbeschlüsse bei der Umsetzung

��GR�Vergemeinschaftung unter der Bedingung, daß Einstimmigkeit weitgehend beibehalten wird

Veto bei allen Fragen von vitalem nationalen Interesse

��GB�Beibehaltung des rein intergouvernementalen Charakters der GASP (Position Blair-Regierung; ähnlich schon Major-Regierung)

Einführung einer »konstruktiven Enthaltung« möglich (neue Position Blair-Regierung)

��IRL�GASP soll intergouvernementalen Charakter behalten

Einführung einer »konstruktiven Enthaltung« könnte hingegen sinnvoll sein

��I�Ausweitung von qualifizierten Mehrheitsbeschlüssen im Rat

Beibehaltung der Einstimmigkeit bei Verteidigungspolitik und GASP-Leitlinien

Einführung der »konstruktiven Enthaltung«, Veto bei vitalem nationalen Interesse

Prüfung der vom Rat im Rahmen der GASP beschlossenen Leitlinien durch das Europäische Parlament

��L�Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen

Einführung des Grundsatzes »Einstimmigkeit minus 1« bei Gemeinsamen Standpunkten und Aktionen

Opting-out bei Maßnahmen mit militärischen Konsequenzen, aber auch keine Blockademöglichkeit

��NL�Vergemeinschaftung auf längere Sicht

Bessere Nutzung und Erweiterung der Beschlußfassung mit qualifizierter Mehrheit

Verteidigungsrelevante Beschlüsse müssen weiterhin einstimmig getroffen werden

��A�Schrittweiser Übergang zu Mehrheitsentscheidungen

Flankierung der Mehrheitsentscheidungen durch »konstruktive Enthaltung« bzw. »opting-out«

Beibehaltung der Einstimmigkeit im militärischen Fragen

��P

�Beibehaltung des intergouvernementalen Charakters der GASP

Einführung der »positiven Enthaltung«

��S�Beibehaltung der Einstimmigkeit bzw. Vetorecht in Fragen von vitalem nationalen Interesse

Befürwortung der »positiven Enthaltung«

��ES�Eingliederung in den Gemeinschaftsrahmen, allerdings unter Beibehaltung spezifischer Verfahren

Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen im Bereich der GASP 

���

�Aufbau einer gemeinsamen Verteidigungsdimension��B�WEU-Aktionen sollen der GASP unterstellt werden und aus Gemeinschaftshaushalt finanziert werden

Vorschlag von B, D, F, I, L, ES zur schrittweisen Integration der WEU in die EU in drei Phasen

Erste Phase: Verstärkte Zusammenarbeit EU/WEU, Harmonisierung der Regeln und Verfahren

Zweite Phase: Fusion der Institutionen

Dritte Phase: Verpflichtung auf gemeinsamen Verteidigung (Möglichkeit eines Opting-out)

��DK�Skeptisch gegenüber Fusion von WEU und EU

��D�Integration der WEU in die EU – Leitlinienkompetenz des Europäischen Rates (siehe Belgien)

»Solidaritätsklausel« in den Vertrag aufnehmen – aber kein Zwang bei militärischen Aktionen

Festschreibung der Petersberger Aufgaben in den Vertrag

��SF�Verstärkung der Zusammenarbeit von WEU und EU – politischen Führung bei EU, aber keine Fusion 

Entscheidung an militärischen Einsätzen der EU teilzunehmen verbleibt auf nationaler Ebene

��F�Mittelfristig soll die WEU in der EU aufgehen (siehe Belgien)

»Solidaritätsklausel« in den Vertrag aufnehmen

Festschreibung der Petersberger Aufgaben in den Vertrag

��GR�Schrittweise Integration der WEU in die EU – Verteidigungspolitik als Bestandteil der GASP

»Solidaritätsklausel« sowie Grundsatz der territorialen Integrität in den Vertrag aufnehmen

Konkreter Zeitplan für die Schaffung einer gemeinsamen Verteidigung

Festschreibung der Petersberger Aufgaben in den Vertrag

��GB�Weiterbestehen der WEU als eigenständige Organisation und europäischer Pfeiler der NATO

Keine Mehrheitsentscheidungen im Bereich der Verteidigungspolitik; EU-Institutionen für Aufgaben im Verteidigungsbereich nicht geeignet (Position Blair-Regierung; ähnlich schon Major-Regierung)

Festschreibung der Petersberger Aufgaben in den Vertrag möglich (neue Position Blair-Regierung)

��IRL�Neutralität nur aufgeben, wenn dies von der irischen Bevölkerung per Referendum beschlossen wird

Zusammenarbeit bei humanitären Einsätzen, Friedenssicherung und »Partnerschaft für den Frieden«

��I�Schrittweise Integration der WEU in die EU (siehe Belgien)

Beteiligung aller EU-Mitgliedstaaten an Planung, Entscheidung und Umsetzung von WEU-Aktionen

Harmonisierung von WEU- und EU-Präsidentschaft

Prüfung der Verteidigungspolitik im Rahmen der GASP durch das Europäische Parlament

��L�Fusion von WEU und EU Durchführung militärischer Aufgaben im Rahmen der GASP

Vorschlag von Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien, Belgien und Luxemburg: siehe Belgien

��NL�Schrittweise Integration der WEU in die EU

Verpflichtung zur gegenseitigen Unterstützung im Verteidigungsfall in den Vertrag aufnehmen

��A�Schrittweise Integration von WEU und EU

EU-Kapazität bei Konfliktverhütung, Krisenmanagement und friedenserhaltende Operationen ausbauen

��P�Weiterbestehen der WEU als eigenständige Organisation und europäischer Pfeiler der NATO

Ausbau der WEU zu einer effektiven militärischen Organisation und Annäherung an EU

��S�Verstärkung der Zusammenarbeit von WEU und EU, aber keine Fusion 

Entscheidung an militärischen Einsätzen der EU teilzunehmen verbleibt auf nationaler Ebene

��ES�Vorschlag von Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien, Belgien und Luxemburg: siehe Belgien

���

�Vergemeinschaftung von Teilbereichen der Innen- und Rechtspolitik��B�Weitgehende, schrittweise Vergemeinschaftung

Zunächst Vergemeinschaftung der Bereiche des dritten Pfeilers, die in Verbindung zu den Gemeinschaftskompetenzen stehen (Asyl- und Visumpolitik, Zollkooperation und Drogenbekämpfung)

Keine Vergemeinschaftung von polizeilichen und strafrechtlichen Angelegenheiten 

��DK�Grundsätzliche Beibehaltung der intergouvernementalen Struktur

��D�Verbleib des Initiativrechts bei den Mitgliedstaaten

Bei Asyl- und Visapolitik, Einwanderung und Zollfragen Gemeinschaftsverfahren verstärkt anwenden

Vergemeinschaftung der Rechtshilfe in Zivil- und Strafrechtssachen, nicht des Strafrechts als Ganzes

��SF�Vorbehalte gegenüber der Vergemeinschaftung von Teilbereichen der Innen- und Rechtspolitik

Souveränitätsinteresse der Mitgliedstaaten hat Vorrang

��F�Nationale Entscheidungen sollen auch künftig Vorrang haben

Vergemeinschaftung von Teilbereichen möglich

��GR�Generelle Vergemeinschaftung wird abgelehnt, stufenweise Einbeziehung der Gemeinschaftsverfahren lediglich in wenigen Bereichen (z.B. Asyl- und Einwanderungspolitik)

��GB�Keine Vergemeinschaftung von Bereichen der Innen- und Rechtspolitik (Position Major-Regierung)

Beibehaltung der Grenzkontrollen, aber engere Kooperation möglich (neue Position Blair-Regierung)

��IRL�Vergemeinschaftung der Kriminalitäts- und Drogenbekämpfung sowie Einwanderungs- und Asylpolitik

Die Kooperation im Zollbereich sowie die justizielle- und polizeiliche Zusammenarbeit sollen intergouvernemental bleiben

��I�Vergemeinschaftung von Visa-, Asyl- und Einwanderungspolitik

��L�Weitgehende Vergemeinschaftung des dritten Pfeilers – in jedem Fall Asyl- und Visapolitik

Keine Vergemeinschaftung von polizeilichen und strafrechtlichen Angelegenheiten 

��NL�Prinzipielle Befürwortung einer Vergemeinschaftung

Keine Vergemeinschaftung von polizeilichen und strafrechtlichen Angelegenheiten 

��A�Schrittweise Überführung der Bereiche Visapolitik, Zollwesen, Asylrecht, Immigration sowie internationale- und Drogen-Kriminalität in das Gemeinschaftsverfahren

Keine Vergemeinschaftung strafrechtlicher Materien

��P�Keine generelle Vergemeinschaftung, lediglich eine graduelle Anwendung von Gemeinschaftsverfahren wird in einigen Bereichen befürwortet, z.B. Asyl- und illegale Einwanderung

��S�Keine generelle Vergemeinschaftung

Vergemeinschaftung in den Bereichen Asyl und Einwanderung möglich

��ES�Keine generelle Vergemeinschaftung

Vergemeinschaftung in den Bereichen Asyl und Einwanderung möglich

���5. Mehr Flexibilität für künftige Integrationsschritte ermöglichen



�Differenzierung der europäischen Integration��B�Differenzierte Integration soll die Ausnahme bleiben, einstimmig beschlossen werden und jedem Mitgliedsstaat die Aufholmöglichkeit gewährleisten

Umsetzung verschiedener Integrationsgeschwindigkeiten wird von der Kommission überwacht

Ablehnung eines »Europas à la carte«

��DK�Ablehnung eines »harten Kerns«, allenfalls wird eine unterschiedliche Geschwindigkeit bei der Erreichung der für alle gleichen Ziele akzeptiert

Betonung der Schwierigkeiten unterschiedlicher Integrationsniveaus bei miteinander verknüpften Politikbereichen (z.B. Sozialpolitik und Binnenmarkt)

��D�Deutsch-französisches Konzept der »verstärkten Zusammenarbeit«:

1. Einführung einer Flexibilitätsklausel in die Gemeinsamen Bestimmungen 

2. Anwendung in Bereichen, in denen Einstimmigkeit erforderlich ist

3. Initiativrecht des Rates für Bereiche verstärkter Zusammenarbeit

4. Kein Vetorecht über die Bereiche und die Ausgestaltung verstärkter Zusammenarbeit

5. Jeder Mitgliedsstaat hat das Recht sich an Feldern verstärkter Zusammenarbeit zu beteiligen

6. Verstärkte Zusammenarbeit vollzieht sich im gemeinschaftlichen institutionellen Rahmen

7. Verwaltungskosten aus Gemeinschaftshaushalt, operative Kosten seitens der beteiligten Staaten

8. Spezielle Klauseln für die Anpassung der verstärkten Zusammenarbeit in der 2. und 3. Säule

��SF�Alle Mitgliedstaaten müssen die gleichen Zugangsmöglichkeiten haben

In Ausnahmefällen ist ein zeitlich verzögertes Vorgehen denkbar

��F�Neben dem Kreis gemeinsamen Rechts, soll insbesondere in den Bereichen Währung und Verteidigung ein weiterer Kreis derjenigen Staaten entstehen, die weiter gehen können und wollen 

Dritten Kreis bilden die Beitrittskandidaten, in Form einer »assoziierten Mitgliedschaft«

Deutsch-französisches Konzept der »verstärkten Zusammenarbeit«: siehe Deutschland

��GR�Kein Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten

Beibehaltung der institutionellen Gleichheit aller Mitgliedstaaten

Bevorzugung der Methode der Übergangsbestimmungen

��GB�Grundsätzliche Zustimmung zur Flexibilisierung, aber nur mit Einstimmigkeit Beginn und Verwendung der Unionsstrukturen möglich (Position Major-Regierung)

Grundsätzlich zurückhaltende Haltung; in 3. Säule Flexibilisierung möglich, bei GASP reicht "konstruktive Enthaltung" aus (neue Position Blair-Regierung)

��IRL�Strikte Ablehnung eines »harten Kerns«

Akzeptanz von Konzepten, bei denen dieselben Ziele in unterschiedlichem Tempo erreicht werden

��I�Kein »Kerneuropa« bzw. keine »Marginalisierung von Unionsmitgliedern«

Erhaltung des acquis communitaire

Festschreibung der Grundsätze für eine verstärkte Zusammenarbeit in einem neuen Artikel und jeweils spezifische Klauseln für die einzelnen Säulen:

im EGV: Entscheidung über Aufnahme einer verstärkten Zusammenarbeit mit qualifizierter Mehrheit im Rat auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlamentes

Keine verstärkte Zusammenarbeit für die Bereiche Unionsbürgerschaft, die vier Grundfreiheiten, die Agrarpolitik, die gemeinsame Wettbewerbs- und Handelspolitik sowie die Kohäsionspolitik

Keine verstärkte Zusammenarbeit in der Außenpolitik

Möglichkeit für eine verstärkte Zusammenarbeit bei Verteidigungsfragen

��L�Kein »Europa à la carte«

Ablehnung eines Opting-out, zeitlich gestaffeltes Vorgehen kann in Ausnahmefällen notwendig sein

��NL�Grundsätzliche Befürwortung einer Flexibilisierung

Ablehnung gegenüber einem »Europa à la carte«, aber Festschreibung von Kriterien und Regelungen in den Vertrag, die eine Integration mit mehreren Geschwindigkeiten selektiv möglich machen

��A�Grundsätzliche Befürwortung einer Flexibilisierung

Integrationsziele müssen von allen Mitgliedstaaten vereinbart werden.

Mitgliedstaaten, die aus wirtschaftlichen Gründen an Integrationszielen der EU noch nicht teilnehmen können, sollen die Möglichkeit erhalten, in einer langsameren Geschwindigkeit zu folgen

Strikte Ablehnung einer Etablierung unterschiedlicher »Klassen« von Mitgliedstaaten

Ablehnung eines Flexibilitätsmodells für den Bereich der GASP

��P�Ablehnung einer Institutionalisierung von unterschiedlichen Staatengruppen

Akzeptanz einer differenzierten Integration, wenn sich alle Mitgliedstaaten über das letztendliche Ziel einig sind und dieses mit einer zeitlichen Staffelung erreicht wird

Teilnahme von mindestens zwei Dritteln der Mitgliedstaaten

Vereinbarkeit dieser Zusammenarbeit mit den Zielsetzungen der Gemeinschaftsverträge

Keine verstärkte Zusammenarbeit in den Bereichen Binnenmarkt, Unionsbürgerschaft, sowie in den Programmen und gemeinsamen Politiken der EG

Entscheidung über Aufnahme einer verstärkten Zusammenarbeit im Rat auf Vorschlag der Kommission oder mindestens der Hälfte der Mitgliedstaaten nach Stellungnahme des EP

Offenheit für alle Mitgliedstaaten, wenn diese teilnehmen wollen und die Voraussetzungen erfüllen

Finanzierung der operativen Kosten durch Teilnehmer, Verwaltungskosten bei Gemeinschaft

��S�Grundsätzliche Befürwortung einer Flexibilisierung im Zuge der Erweiterung und Vertiefung 

Kein »Europa à la carte«

��ES�Konzept der »variablen Geometrie« oder der »verstärkten Solidarität« um die Spannung zwischen Erweiterung und Vertiefung abzumildern 

Ablehnung eines Kerneuropas

Keine Flexibilisierung für einen zu vereinbarenden Kernbestand der EU

��

�IV. Chronologie: Von Maastricht nach Amsterdam

zusammengestellt von Wolfgang Metz



1. Vorgeschichte



9./10. Dezember 1991

�Gipfeltreffen des Europäischen Rates in Maastricht

Beschluß zur Einsetzung einer Regierungskonferenz im Jahr 1996 zur Überprüfung des Vertrags über die Europäische Union��24./25. Juni 1994�Gipfeltreffen des Europäischen Rates in Korfu

Beschluß zur Einsetzung einer Reflexionsgruppe im Juni 1995 zur Vorbereitung der Regierungskonferenz��1. September 1994�»Schäuble-Lamers-Papier«

Überlegungen zur europäischen Politik, insbesondere zur »differenzierten Integration«��10. April 1995�Bericht des Rates und der Kommission über das Funktionieren des EU-Vertrags��17. Mai 1995�Bericht des Europäischen Parlaments über das Funktionieren des EU-Vertrags��24. Mai 1995�Positionspapier der Europaminister der deutschen Bundesländer zur Regierungskonferenz��2. Juni 1995�Treffen der EU-Außenminister in Messina 

Einsetzung einer Reflexionsgruppe bestehend aus den persönlichen Beauftragten der EU-Außenminister, einem Kommissionsvertreter und zwei Abgeordneten des Europäischen Parlaments��3. Juni 1995�Konstituierende Sitzung der Reflexionsgruppe in Taormina

Diskussion über Grundsätze und Ziele der Regierungskonferenz��26./27. Juni 1995�Gipfeltreffen des Europäischen Rates in Cannes

Strategien der Erweiterung nach Abschluß der Regierungskonferenz��5. September 1995�Zwischenbericht  der Reflexionsgruppe��22./23. Sept. 1995�Sondergipfel des Europäischen Rates in Formentor

Vorschläge des französischen Staatspräsidenten Chirac zur institutionellen Reform��5./6. Dezember 1995�Arbeitssitzung der Reflexionsgruppe in Brüssel 

Vorlage eines Abschlußberichts der Reflexionsgruppe als Grundlage für die Regierungskonferenz��15./16. Dez. 1995�Gipfeltreffen des Europäischen Rates in Madrid

Festsetzung des Beginns der Regierungskonferenz auf den 29. März 1996��8. Januar 1996�Italienische Prioritäten zur Regierungskonferenz��9. Februar 1996�Niederländische Prioritäten zur Regierungskonferenz��28. Februar 1996�Stellungnahme der Kommission zur Regierungskonferenz

Bericht zur Politischen Union und Vorbereitung der Erweiterung��2. März 1996�Weißbuch der britischen Regierung��9. März 1996�Treffen der EU-Außenminister in Palermo

Diskussion über die Beteiligung des EP an der Regierungskonferenz��25. März 1996�Treffen der EU-Außenminister in Brüssel

Entscheidung über Modus der Beteiligung des EP���2. Regierungskonferenz



29. März 1996�Sondergipfel des Europäischen Rates in Turin 

Feierliche Eröffnung der Regierungskonferenz��20. April 1996�Treffen der EU-Außenminister in Luxemburg

Beratungen über die Unionsbürgerschaft, die Grundrechte, die Subsidiarität und die Innen- und Rechtspolitik��13. Mai 1996�Treffen der EU-Außenminister in Brüssel

Diskussion über die institutionelle Reform��17. Juni 1996�Bericht der  italienischen Präsidentschaft

Bericht über den Zwischenstand der Beratungen��17. Juni 1996�Klausurtagung der EU-Außenminister in Rom

Beratung über den weiteren Verlauf der Regierungskonferenz��21./22. Juni 1996�Gipfeltreffen des Europäischen Rates in Florenz

Beilegung der BSE-Krise und damit Beendigung der Obstruktionspolitik Großbritanniens��4. Juli 1996�Bericht der Kommission über die Mitentscheidung

Stellungnahme für die  Ausweitung des Mitentscheidungsverfahren nach Artikel 189 b EGV��15. Juli 1996�Treffen der EU-Außenminister in Brüssel

Beratungen über die Flexibilität und GASP��1. Oktober 1996�Treffen der EU-Außenminister in Luxemburg

Beratungen über Beschäftigungs- sowie Innen- und Rechtspolitik��5. Oktober 1996�Sondergipfel des Europäischen Rates in Dublin

Bekräftigung der Notwendigkeit einer institutionellen Reform als Voraussetzung der Erweiterung��17. Oktober 1996�Deutsch-französischer Vorschlag zur Flexibilität

Initiative für die Aufnahme des Prinzips der »Verstärkten Zusammenarbeit« in die Verträge��28. Oktober 1996�Treffen der EU-Außenminister in Luxemburg

Diskussion über die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik��25. November 1996�Treffen der EU-Außenminister in Brüssel

Beratungen über die Ausdehnung der Mitentscheidung, die Einbeziehung der nationalen Parlamente und die Flexibilität��5. Dezember 1996�Revisionsentwurf der irischen Präsidentschaft

Allgemeiner Rahmen für einen Entwurf zur Vertragsrevision, mit einer Auflistung der diskutierten Alternativen��6. Dezember 1996�Klausurtagung der EU-Außenminister in Brüssel

Diskussion über den Revisionsentwurf der irischen Präsidentschaft��9. Dezember 1996�Gemeinsamer Brief von Bundeskanzler Kohl und Staatspräsident Chirac an den irischen Ratsvorsitz

Standpunkte zur inneren und äußeren Sicherheit sowie zur institutionellen Revision��13./14. Dez. 1996�Gipfeltreffen des Europäischen Rates in Dublin

Annahme des irischen Revisionsentwurfs als Arbeitsgrundlage für den weiteren Verlauf der Regierungskonferenz��20. Januar 1997�Treffen der EU-Außenminister in Brüssel

Diskussion über die Flexibilität��22. Januar 1997�Grundsatzpapier der Kommission zur Flexibilität��24. Februar 1997�Treffen der EU-Außenminister in Brüssel

Diskussion über die Innen- und Rechtspolitik��5. März 1997�Stellungnahme der Kommission zur Zusammensetzung, Organisation und Funktionsweise der Kommission��24. März 1997�Dokument zur schrittweisen Integration der WEU in die Europäische Union (F, D, I, ES, B, L)��25. März 1997�Treffen der EU-Außenminister in Rom

Diskussion über Flexibilität und Fragen des 2. und 3. Pfeilers��25. März 1997�Bericht der niederländischen Präsidentschaft��6./7. April 1997�Treffen der EU-Außenminister in Noordwijk

Diskussion über institutionelle Fragen, GASP und die soziale Dimension/Beschäftigung��5./6. Mai 1997�Treffen der persönlichen Beauftragten der EU-Außenminister

Vorstellung der Europa-Politik der neuen britischen Regierung��



3. Geplante Endphase der Regierungskonferenz



20. Mai 1997�Konklave der Außenminister in Den Haag��23. Mai 1997�Sondergipfel des Europäischen Rates in Noordwijk

Klärung der strittigen Fragen, v.a. Größe der Kommission, Ausweitung der Rechte des Europäischen Parlaments, Ausbau der Mehrheitsentscheidungen, Flexibilität��16./17. Juni 1997�Gipfeltreffen des Europäischen Rates in Amsterdam

Annahme eines Vertrags zur Revision des Vertrags über die EU��evtl. Juni/Juli 1997�Sondergipfel des Europäischen Rates

Annahme einer endgültigen Version eines Vertrags zur Revision des Vertrags über die EU, falls der Gipfel von Amsterdam kein abschließendes Ergebnis erbracht hat��ab Juni/Juli 1997�Ratifikationsprozeß in den Mitgliedstaaten��
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